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Hocliiiiise hnii c li e Ve rsani ralu iig ! 

Zur Feier des 321. Stiftungsfestes unserer Universität 
lieisse ich Sie herzlich willkoininen. 

Nacli akadeinisehein Hrauch entniinint der Rektor das 
Thema des Festvortrags seiner Facliwissenscliuft. Ich wähle 
das Völkerrecht, weil ich hier ein allgemeines und gleiehheit- 
liches Interesse voraussetzen darf. 

Ich werde sprechen über die Haager Friedenskon- 
ferenz, insbesondere die friedliche Erledigung internationaler 
Streitfälle nach dem Abkommen vom 29. Juli 1899.') 

Oie Haager Friedenskonferenz v. .1. 189!) ist der jüngste 
Staaten-Kongress, welcher an der Fortbildung des V'ölkerrechts 
arbeitete und der schon deshalb allgeineine.s lntere.s.se bean- 
sprucht. Keine internationale Konferenz hat l>ei ihrer lieriifung 
eine so widerspruchsvolle Beurteilung erfahren als die Haager. 
Die einen erwarteten von ihr, dass sie die Abrüstung und den 
Weltfrieden diktiere, die anderen verwiesen ihre Ziele in das 
Reich der Utopie. Der Verlauf der Konferenz hat beiden 
unrecht gegeben.*) 

1) Der französische und deutsche Text ist im Keichsgesetzhlatt IltOl Nr. 44 
S. 393 flF. veröffentlicht. 

-) Die folgende Darstellung stfltzt sich auf die vom holländischen Ministerium 
des .\uasern besorgte Ausgabe der Protukolle der Friedenskonferenz: «Conference 

Internationale De La Paix.^ 1399. Fine erschöpfende quellenmäsHigo Darstellung 
der gesamten Verhandlungen beabsichtige ich deainüchat in einem besonderen Werke 
„Die Haager Fnedenskonferenz** zu liefern. 

1 * 
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'Ich will zunächst eine Uhersicht über die Arbeiten der 
••■Friedenskonferenz geben, um dann das Abkoinmen über die 
;‘.friedliche Fh’lcdigiing internationaler Streitfälle eingehender zu 
behandeln. 



Erster Teil. 


Übersicht über die Arbeiten der Friedenskonferenz. 

Der russische .Mini.ster des .Vussem (Jraf Murawieff 
führte am 12.24. August 1898 in einem Ivundschreiben 
an die VAM’tn^ter der fremden Mächte in Petersburg folgen- 
des aus: 

ln der gegenwärtigen Weltlage erscheine .seinem kaiser- 
lichen Herrn die Aufrechterhaltung des allgemeinen Friedens 
und die möglichste Kinschränkung der au.sserordentlichen 
Krieg.srüstungen als Ideal internationaler Politik. Die ru,s.si.sclie 
Kegiernng halte die Zeit für gekommen , da.ss auf dem M’eg 
internationaler Verhanillungen die wirk.sainsten Mittel ausfindig 
gemacht würden, allen Völkern die Wohltat eines wahrhaften 
und dauernden Friedens zu .sichern und vor allem der fort- 
schreitenden Entwickelung der Ivriegsrüstungen ein Ende zu 
setzen. Es sei oberste PHlicht der Staaten, diese unaufhör- 
lichen Küstungen zu bc.schränken und Mittel zu suchen, welche 
dem die ganzt; Welt bedrohenden .lannuer begegnen. Der 
ru.ssische Kaiser schlage daher eine internationale Konferenz 
vor, welche sich mit diesem bedeutsamen Problem beschäftigen 
möge. Eine sedche Konferenz bedeute den Sieg der grossen 
Schö])fung des allgemeinen Friedens über die Elemente der 
Fnordnung und der Zwietracht. 

Ein weiteres Uundschreiben desGrafen Murawieff vom 
.‘iO. Dezember 1898 |11. .laiiuar 1899) stellte die wohlwollende 
Aufnahme dieses Vorschlages fest. Dabei wurde der be- 
geisterten Zustimmung gedaeht, welche die Idee der ;dlge- 
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nieiiu;n Fricdinisstirtiiiiff Fei allen ( Jesullstdiaftsscliichten der 
Erde gefunden liabe. Der politiselie lliniinel habe sich frcilieli 
inittlerweilen bedenklicb verändert, und verscbiedeiic Mächte 
hätten ihre Rüstungen sogar gesteigert. Nichtsdestoweniger 
halte die russische Regierung au ihrer Idee fest und sie rege 
einen vorläufigen Meiniingsaustauscli über folgende zwei 
Punkte au; 

a) Es sollen alsbald die Mittel ausgearheitet werden, durch 
welche dein fortwährenden Anwachsen der Kriegs- 
rüstungen für Eandheer und Marine eine (irenze ge- 
setzt wird. 

h) Es sollen ilie Vorbereitungen tlir eine Verhandlung 
der Fragen getrott'en werden, welche sieh auf die 
.Möglichkeit beziehen, den bewatfueten Streitigkeiten 
mit den friedlichen Mitteln zu begegnen, über welche 
die internationale Dijdoinatie verfügt. 

Erscheine den Mächten eine Konferenz auf dieser Ornnd- 
lage für angemessen, so habe mau sieb über das Arbeits- 
programm zu einigen. Und da stelle die russische Regierung 
tür ilie Verhandlung folgende acht Aufgaben: 

1. Stillstand der K riegsrüstungen für Eaudbeer 
und Marine, um diMi Effektivbestand zu be- 
sebränken und demgemäss das Budget zu er- 
leichtern. 

2. Verbot neuer Feuerwaffen, neuer Sjireng- 
stoffe und brisanterer Pulver. 

3. Beschränkung der bisherigen Sprengstoffe 
im Landkrieg mit dem Verbot, Oeschosse und 
Sjnengstoffe aus Luftschiffen zu werfen. 

4. Verbot der Unterseeboote, der Tauchboote 
und der anderen Zerstörungsmaschinen sowie 
der Kriegsschiffe mit Ram m vorr i ch t ungen. 

f>. Anjiassung der (Jenfer Konvention von IS (5 4 
auf den Seekrieg nach .Massgabc der Zusatz- 
artikel von 18(58. 
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0. Neutralisation der Rettungsboote ini Seekrieg. 

7. Revision der Brü.sseler Landkriegsdeklaration 
von 1874. 

8. Anuahine der guten Dienste, der Vermittelung 
und der fakultativen Seliiedssprechung als 
kriegvorbeugendc M ittel. 

Die.sem Programm stimmten säratliebe Mächte zu, und 
auf den N’orsehlag von Russland wurde Haag als Konferenz- 
ort gewählt. 

Auf der Haager k'riedenskonferenz waren 2ß Staaten 
vertreten: Deutschland, Österreich-Ungarn, Belgien, China, 
Dänemark, Spanien, die Vereinigten Staaten von Amerika, 
Mexiko, k'rankreich, England, Griechenland, Italien, .lapan, 
Luxemburg, Montenegro, Holland, Persien, Portugal, Rumänien, 
Russland, Serbien, Siam, Schweden und Norwegen, die Schweiz, 
die Türkei und Bulgarien. Alle Staaten hatten mehrere Be- 
vollmächtigte entsandt : Dij)lomaten, Militärs und .luristen. Im 
ganzen waren es über Hundert. 

Die erste Plenarsitzung wurde am 18. Mai 1899 dureb 
den holländischen Minister des Aussern von Beaufort eröffnet 
und auf seinen Vorschlag v. St aal, der russi.sche erste \'cr- 
treter, zum Präsidenten gewählt. 

Es wurden 10 Plenarsitzungen abgehalten. Hier fanden 
die Sehlussabstiinmungen .statt. 

.\uf den Vorschlag des Prä,sideiiten wurden drei Kom- 
missionen gebildet, in welchen der Schwerpunkt- der Arbeit lag. 

1. Die erste Kommission, unter dem \orsitz des belg. 
ersten Vertreters Beernaert, war zuständig für die .\rt. 1 — 4 
des russischen Rundschreibens, also für die Beschränkung 
der Kriegsrüstungen und K ri eg sin i tte 1. Die Rüstuugs- 
frage, die ,.(|iie.stion cajiitale“ behielt sieh das Plenum der 
Kommission vor; im übrigen wurde eine militäri.sehe und 
eine Marine-Unterkommission gebildet. Denn das Verbot 
neuer Kriegsmittel und die Bescliränkung der bisherigen 
Sprengstoffe trifft den Land- und den Seekrieg in be.sonderer 
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Weise. Sclilie-sslieli musste aiicli die Hilstmii^sfViige an die 
Uiiterkommissioiieii zur getrennten Würdigung liinübergegelien 
werden. 

Die militärische Unterkonnnission hielt C, die Marine- 
Uuterkonmiission 7 und die Kommis.sion selbst 8 Sitzungen ab. 

Der ersten Koinini.ssion war nach den Worten ihres Vor- 
sitzenden die „heiligste“ Aufgabe zugefallen. Aber sie hat 
den verhältnisraä.ssig geringsten Erfolg aufzuwei.scn. 

1. .\us dem in Zitier 1 des Uundschreibens angeregten 
Stillstand der Rüstungen hatte die öttentliche Meinung in 
enthusiastischer L’bertreibung, welche bei einer vorsichtigeren 
Fa.s.sung des Rundschreibens vielleicht weniger Nahrung ge- 
funden hätte, längst eine .Abrüstungsfrage gemacht; und man 
umschmeichelte otler verdächtigte die Konferenz mit der Be- 
zeichnung „Abrüstungskonferenz“. 

Fis bandelte sich bei Ziffer 1 um eine nationalökonomische 
F'rage, welche Riussland durch folgenden Antrag der schritt- 
weisen Lösung zugeführt sehen wollte: die Effektivstärke der 
'rruppen mit Ausnahme der Kolonialarmeen dffrfe ebenso wie 
das Militärbudget die nächsten flinf .Jahre nicht erhöht werden. 
F’ür die Marine sollte diese Pause sogar nur drei .lahre be- 
tragen. Also man verlangte vorerst nur einen Stillstand der 
Kriegsrüstungen auf fünf resp. drei .Jahre und hoffte allerdings, 
wie v. Staal ausführte, da.ss .sich die wohltuende Tendenz in 
der .Abnahme militärischer .Ausgaben dann behaupte und 
weiter entwickele. Dabei betonte der Präsident; cs handele 
sich nicht um l’topieen und grillenhafte Mas-snahmen , nicht 
um .Abrüstung oder Fintwalfnuug; man verlange nur eine 
Hesebränkung, nur einen .Aufenthalt in dem aufsteigemlen 
Mai-sch der Rüstungen und .Ausgaben, welche die Völker 
erdrücken. 

Der Antrag hatte aber trotz seiner anerkennenswerten 
nationalö'konomiselicn Tendenz besonders in teclmi.seher Be- 
ziehung viele schwache Punkte, welche die freimütige Kritik 
der Militärs, vor allem des deutschen Bevollmächtigten, < »bersten 
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V. Sc li warz h <> ff, lieransforilcrten. Schliesslich einigte man 
sicli auf die vun dem französiselien ersten Vertreter Bourgeois 
vorgeschlagene llcsohition, dass eine Beschränkung der 
zur Zeit die ganze Menschheit bedrückenden Militiirlasten iiir 
tlie Förderung des materiellen und moralischen M' oldes der 
Menschheit höchst wünschenswert sei. M'eiter wurde ein- 
stimmig der Wunsch ausgesprochen, die Begierungen möchten 
die auf der Konferenz unerledigt gehliebene Rüstungsfragc zum 
(Gegenstand eingehender Studien machen. 

2. Z. 2—4 heschäftigen sich mit dem Verbot resp. 
der Kinschränkung von Mitteln der Kriegsführung. 

Zitfer 2 mit dein Verbot neuer Kanonen- und Gewehr- 
konstruktionen sowie der Pulver mit grösserer Brisanz wurde 
aus technischen Gründen zur Zeit abgelehnt. Auf ein Verbot 
der in Zitier 4 genannten Schiffe tmd Zerstörimgsmaschinen 
konnte man sich ebensowenig einigen. 

Aus <ler Beratung von Ziffer .'l aber gingen drei „Er- 
klärungeiV hervor'), welche bestimmt waren, den Geist der 
Petersburger Konvention vom 1868 zu verwirklichen tmd 
fortznbilden. Uoch traten nicht alle Staaten bei; und 
die Krklärimgen binden nur die vertragschliessenden Mächte 
im Falle eines Krieges zwischen zwei oder mehreren von 
ihnen. Sie verlieren ihre Verbindlichkeit, wenn sich eine Nicht- 
vertragsmacht einer solchen Kriegspartei airschliesst. Die 
Nic.htsignatarmächte können diesen Erklärungen beitreten, 
und alle Mächte die letzteren kündigen. 

Die erste Erklärung hat folgenden Wortlaut: 

„Die Vertragschi ie.ssenden Mächte sind darin über- 
„eingekommen, dass das Werfen von Geschossen 
.und Sprengstoffen tnis Luftschiffen oder auf 
.anderen ähnlichen neuen Wegen für die Dauer von 
.fünf .lahren verboten ist." 

<) VeröfTentlicht im französischen und deuUehen Text im Ileiclisgosetzhlatt 
)9Ü1, 8. -170, 474, 478. Diese drei Rrklftrungen sind vom 29. Juli datiert. 
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Eiif^uiid liat diese l^rkliiniiig, wclelie iilirigeiis vorerst 
nur auf fünf dalire bindet, nicdit unterzeidinct. 

Die zweite Erklärung lautet: 

,Die vertragseldiessenden Mäelite unterwerfen sich 

^gegenseitig dem Verbote, solche (lesehosse zu ver- 
. wenden, tleren einziger Zweck ist, erstickende 
,oder giftige Gase zu verbreiten. “• 

England und die Vereinigten Staaten von Amerika haben 
diese Erklärung nicht unterzeiehnet. 

Die dritte Pirklärinig, welche sieh hauptsächlich gegen 

die Dum-Dum-Gesehosse wendet, hat folgenden Wortlaut: 

,Die vertragseldiessenden Mächte unterwerfen .sich 

.gegenseitig dem Verbote, (Jeschosse zu verwenden, 
.die sich leicht im menschlichen Körper aus- 
.dehnen oder platt drücken, derart wie die Ge- 
,seho.s8e mit hartem Mantel, der den Kern nicht ganz 
.umhüllt oder mit Einschnitten versehen ist“. 

England, die Vereinigten Staaten von Amerika und 
Portugal haben diese Erklärung nicht unterzeichnet. 

II. Die zweite Kommission unter dem Vorsitz des rus- 
sischen Bevollmächtigten M. v. Martens, der übrigens die 
Beele aller Verhandlungen war und sich widd am meisten 
verdient machte, hatte die Z. .'i— 7 zu bearbeiten. 

Diese Kommission hielt vier Plenarsitzungen ab. Auch 
sic bildete Ihitcrkommissionen : 

1. Die erste Unterkommission bearbeitete in fiinf Sit- 
zungen Z. .5 und fl. Hier wurden hauptsächlich die Zii.satz- 
artikel (i — 15 nachgeprüft, welche die Genfer Konferenz von 
18Ö8 entworfen hatte, um den Grundsatz der Genfer Kon- 
vention von 18Ö4 über die PHege der Kranken und Verwun- 
deten im Landkrieg dem Seekrieg anzujiassen. .letzt wurde 
ein wirkliches Abkommen erreicht'), während 18(!8 die Bati- 
tikation ausgeblieben war. 

Ahkonmion belr. die Anwendung der OrundMütze di?r (»enfer Konveotion 
vom 22. August lt‘64 nuf den Seekrieg. Vorn 29. Juli 1899. Krnnzüsisch iiml 
deutsch im Roichsgesetzblatt 1901, 8. 455 S. 
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Dieses Abkommen liaben alle Koiitercuzmiiehte, (loch 
Deiitsehlaiid, die VcreinigUm Htaiiten, England und die Türkei 
unter Vorbelialt des Art. 10, unterzeicliuet. liber die Bind- 
ung vgl. Art. 11. 

I ber den Beitritt anderer Mächte bandelt Art. 13, über 
die Kündigung des Abkommens Art. 14. 

Die zweite L’nterkommission, welche Z. 7 zu erledigen 
batte, revidierte, in 12 Sitzungen die auf der Brüsseler Kon- 
ferenz von 1874 vereinbarten aber uuratifiziert gebliebenen 
(.Irundsätze des Laudkriegsreebts. 

Das Ergebnis dieser Beratungen haben wir in dem .Ab- 
kommen betr. die Gesetze und Gebräuebe des Landkrieges 
vom 20. Juli 1899*), welches indes von der Schweiz und 
(’biua nielit untcrzeielnict wurde. 

Die dem Abkommen in der Anlage beigegebeu „Be- 
stimmungen betr. die Gesetze ete.“ binden naeli Art. 2 des 
Abkommens die vertrag.scbliessenden Mächte nur im Falle eines 
Krieges zwischen zwei oder mehreren von ihnen. 

Über den Beitritt der Nichtsignatarinäcbte und die Kün- 
digung vgl. .Art. 4 und 5. 

Für die Fortbildung des Kriegsreebtes war durch die 
beiden .Abkommen in A'erbindung mit den früher erwähnten 
drei Erklärungen Beachtenswertes ge.schehcn. Mit der von 
.Anfang an in den A’ordergrund gerückten Idee einer allge- 
meinen Friedensschöpfung haben sie freilich nichts zu tun. 
Das war das besondere Arbeitsgebiet der dritten Kommission. 

111. Die dritte Koinini.ssion , unter dem Vorsitz des 
französischen ensten A'ertreters M. L(;on Bourgeois blieb 
wegen der Einheitlichkeit des Beratungsstoffes und der Auffa.s- 
sung ungeteilt. Hess aber durch ein besonderes Arbeitskomitee 
die Bcscldli.sse vorbereiten. Dieses Komitee hielt 18 und die 
Kommission 9 Sitzungen ab. 

Es handelte sich hier um Z. 8 oder die Kodifiziernng und den 

li) Fraozuaiseb und deutsch iin Keicbsgesctzblatt. 1901, 8. 423 H*. Das Regle- 
ment (die Beatitnmungen) selbst S. 4>'16 ff. 
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besseren Ausbau dreier vülkerreelitlielier Institutiouen ; der 
guten Dienste resp. der Vermittelung, der rntersuelmngskoin- 
inissionen und der Sehiedsspreehimg. 

Der belgiselie BevollmUehtigte Descanips, weleher sich 
später als vurtrefHicher Berichterstatter bewährte, hatte eine 
lehrreiche Übersicht der bisherigen Staatsverträge mit der 
Vermittelungs- und Schicdsrecditsklausel ausgearbeitet und vor- 
gelegt, wodurch bewiesen war, eine wie grosse Rolle schon 
bisher in dem völkerrechtlichen Deben die Vermittelung und 
Schiedssprechnng gespielt hat. Der zur Beratung gestellte 
Hauptentwiirf flir alle drei Fragen war von Russlaiul ausge- 
arbeitet worden. 

Für die Vermittclungsfrage kamen noch zwei Abänderungs- 
auträge von Italien und den Vereinigten Staaten in Betracht. 
Die Schicdsreeht.sfrage gewann alsbald in dem Kampf um den 
ständigen Sehiedshof ihren Höhepunkt, und hierllir wurden dann 
drei besondere Fntwürfe vorgelegt, je einer von England, 
Russland und den Vereinigten Staaten Amerika.s. Das eng- 
lische l’rojekt von Sir . Julian l’auncefote wurde beschluss- 
inä.ssig zur Grundlage der Verhandlungen gewählt. 

Das Gesamtergebnis der höchst intere.ssanten Beratungen 
liegt vor in dem .Abkommen zur friedlichen Erledi- 
gung internationaler Streitfälle vom 2‘.l. Juli IS'.tlD), 
welches von den A’ertrctern aller KonferenzmUchte, utiterzeichnet 
wurde. 

Uber den späteren Beitritt anderer Aläehte zu die.sein 
Abkommen handelt .Art. .')!•, (i(l, Uber die Kündigung .\rt. (11. 

Der A’olksinstinkt hatte, wie der Präsident v. Staal in der 
zweiten Plenarsitzung rühmend betonte, für den Haager Kon- 
gress schon längst den Namen „Friedenskonfereiiz“ aufge- 
bracht, der dann auch in der russischen Kate e.rjilir(itive zum 
.Art. .ö des Hauptentwurfs und in den amtlichen Protokollen 
übernommen ward. Der Name wurde, noch bevor man sich 
gegen den von Russland vorgcschlagenen Stillstand der Kriegs- 

>) Franz&aich und <ieutt$ch im Reichsg:esetzb)att 1901, S. 393 ff. 
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rüstinigiMi entschieduii liatte, im Hinblick auf die ffeplante 
Neuordmuig des Vennittelungs-, Untersuclimigs- und Schieds- 
weseiis gereelittertigt. Die dritte Koininissioii liattc, wie ihr 
Hericliterstatter, der Belgier Deseamps, in der zweiten 
Komitecsitzung hervorliob, die Aufgabe, die Garantien auf- 
zuspiiren, mit welchen der Friedeiisbuif der Nationen bewacht 
und wiederhergestellt wird. 

In der Tat arbeitete die dritte Ivonimission unmittelbar 
an der Verbesserung der völkerreebtlicben Friedensordming 
und bat liier anerkennenswerte Besultate erzielt. Das wird 
klar werden, wenn ich nunniebr das Abkommen zur fried- 
lichen Frledigung internationaler Streittiille erörtere. 

Vorbehalte zum Abkommen betr. die friedliche Er- 
ledigung internationaler Streitfälle wurden gemacht von den 
Vereinigten Staaten Amerikas im Sinne der Monroe- Doktrin 
sowie von Bumänien zur Schiedssjireclnnig und von Serbien 
zur Vermittelung’). 

.\neh die Türkei hatte in der Vermittelungs-, Untersuchung.s- 
und Sehiedsrechtsfrage Vorbehalte zur Wahrung ihrer Frei- 
heit gemacht, die dann aber durch die Verweigerung der 
Batitikation gegenstandslos wurden. 

Erwähnen muss ich noch, dass sämtliche Haager Ab- 
kommen und Erklärungmi von den Staaten , deren \’ertreter 
sie nnterzciehnet haben*), auch ratifiziert worden sind. Ver- 
weigert wurde die Batitikation nur von der Türkei und China 
für alle Haager Beschlüsse, und von den Vereinigten 
Staaten von Amerika sowie von Schweden-Norwegen für das 
.Abkommen betr. die Gesetze iinil Gebräuche des liandkrieges’). 

1 >ie Konferenz hat schliessliidi auch eine Anzahl Beso- 
lutionen gefasst, welche ilie Biehtung der zukünftigen Be- 
formen bestimmen wollen, auf die hier aber nicht eingegangen 
werden soll. 

1) Vgl. unten S. 10 f. u. 26 f. 

Vgl. darüber oben S 7-9. 

Vgl. die Bekaiiiitmacbung dea Keicbakanzlers vom 10. ^;!eptember 
(K.-G.-m. 1901, S. 482). 
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Zweiter Teil. 

Das Abkommen zur friedlichen Erledigung inter- 
nationaler Streitfälle. 

Dur (Jcist dicse.s Abkoiiiiiieiis wird in der Kinleituiiff des let/.- 
teren dahin anijegehen, es wolle zur Aufreeliterlialtiing des all- 
gemeinen Friedens initwirken, inshesondere die f'riedlielie Frle- 
digung internationaler Streitigkeiten begünstigen und in Aner- 
kennung der Solidarität, welche die Glieder derGemein.sehat’t der 
zivilisierten Nationen verbindet, die Herrschaft des Iveeht-s aii.s- 
breiten sowie das Gefühl der internationalen Gerechtigkeit 
-stärken. Hie.ses Prinzip findet nun in dem einzigen Artikel 
des ersten 'l'itels seinen Niederschlag : 

,lTin in den Beziehungen zwischen deti Staaten <lie An- 
rufung lief Gewalt soweit als möglich zu verhüten, erklären 
sieh die. Signatarmächte einverstanden, alle ihre liemühungen 
aufwenilen zu wollen, um die friedliche Fa-le<ligung <ler inter- 
nationalen Streitigkeiten zu sichern.*" 

Auf Anregung des rumäiiisehen ersten Vertreters Beldiman 
stellte der Berichterstatter Descamps unter Billigung des 
l’räsi<lenten Bourgeois fe.st, da.ss dieser eiideitende Artikel 
keine formelle VerpHiehtung von Staat zu Staat enthält. Fr 
bedeutet nur eine allgemeine Zusage, keine juristische Bindung. 

Das Abkommen behandelt in drei Titeln die guten Dienste 
und Vermittelung, clie internationalen Fntersuehungskommissio- 
uen und die internationale Sehied.sspreehung. 

1 . 

Die giileii Dienste und die Vermittelung 

spielen eine Holle, wenn die diplomatischen X’erhandlungen 
am toten Punkt angelangt sind. Die Wissenschaft unter-schied 

o c 
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bU jetzt die guten Dienste und die Vermittelung: der Staat 
werde mit seinen guten Diensten iuicli bei nur einseitigem 
Anrufen tätig und versöhne möglicherweise in nur einseitigem 
Interesse, während der Vermittcler als ehrlicher Makler immer 
l>eiden Teilen zu ihrem Recht verhelfen wolle, daher not- 
wendig von beiden gewünscht und die eigentlich gestaltende 
Kraft, wenn auch nicht die entscheidende Macht sei. Die 
Rcgriindung zum russischen Hauptentwurf Art. 5 erklärte aber 
diese Unterscheidung, auf welcher die Diplomatie niemals be- 
standen habe, für rein theoretisch; die rechtliche Natur sei 
gleich, und ein Unterschied ergebe sich bloss durch den höheren 
Nachdruck und den grösseren Erfolg der Vermittelung. Das 
Abkommen erwähnt zwar die beiden noeli nebeneinander; 
doch übernimmt die Vermittelung die Führung, und ich kann 
es mir daher ersparen, neben der Vermittelung immer noch 
die guten Dienste besonders zu nennen. 

Die Vermittelung ist der völkerrechtliclien Praxis längst 
bekannt und war wie Descamps in seiner Übersicht eigens 
hervorhob, auch schon Oegenstand kollektiver Vertrags-schlies- 
sung. 

Nach dem Pariser Friedensschluss von 1856 Art. 8 sollen 
für den Fall eines friedengefährtlenden Streites zwischen der 
Türkei und einer der Vertragsmächte die anderen Signatar- 
miiehu^ in die Page gesetzt werden, dem Krieg durch ihre 
N’ermittelung vorzubeugen. 

Und das 23. Protokoll des Pariser Kongresses von 1850 
sprach darüber hinausgehend den Wunscli aus, es möchten 
die Vertragsmächte, in jedem Fall, bevor sie die Watten ent- 
scheiden lassen, die guten Dienste einer befreundeten Macht 
anrufen, .soweit es die Umstände erlauben. 

Auch in der (leneralakte der Berliner Konferenz von 
1885 Art. 11 und I8tt(i Art. 55 erklärten sich die Vertrags- 
mächte unter allen Umständen bereit, bei Streitigkeiten der 
dort erwähnten Art gute Dienste zu leisten resp. anznnehmen. 
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Das Haager Abkommen knüpfte an diese besonderen Ab- 
machungen au und gab nur die allgemeine Form'). 

1. Die Signatarmächte kamen überein, stets zur Vorbeu- 
gung des Krieges die V'ermittelung anzurufen, soweit 
die.s die Umstände gestatten’). 

Die letzterwähnte Umstands-Klausel, welche aus dem 
Pariser Protokoll herüber genommen ist’), war viel um.stritten. 
W ährend sie die einen gegenüber der Fa.ssung der Kongo- 
akte für einen liüekschritt erklärten (As.ser) und meinten, 
dass hiermit die Bedeutung des ganzen Artikels wieder auf- 
gehoben (draf Nigra) oder wenigstens die Regel durch die 
Ausnahme verdrängt werde (l)escam|)s), sahen der russische 
Bevollmächtigte v. Martens und der deutsche juristische Bach- 
verständige Dr. Zorn in der Klausel ein notwendiges Ventil 
ftir den Fall, dass man einmal von einer Vermittelung nichts 
wi.s.sen wolle, von Martens erklärte übrigens die ganze Streit- 
frage ftir unpraktisch ; mit oder ohne Klausel würden die Mächte 
eine Vermittelung doch nur anstreben, soweit es die Umstände 
erlaubten. Der österreichische Bevollmächtigte Lammasch 
hatte die von Descamps angedeuteten Schwierigkeiten durch 
die Fassung überwinden wollen „wenn die ausnahmswei.sen Um- 
stände dieses Mittel nicht augenscheinlich umnöglitdi machen.“ 
Die günstige Stimmung hierfür hielt aber nicht an, und in 
der zweiten Lesung entschied sich das Komitee auf den An- 
trag von Paiincefote wiederum ftir die russische Klausel, 
welche neben Martens insbe.sondere der deutsche Bevoll- 
mächtigte Dr. Zorn wiederholt verteidigt und als Zeichen 
staatlicher Freiheit begrüsst hatte. 

• ) Ich habe schoo in meinen „VölkorrochtUchou Schiedsgerichten“ S. 38 er- 
klärt: „Es wäre vielleicht gut, wenn eine völkerrechtliche Vereinbarung die Not- 
wendigkeit ausapreche. vor Ausbruch eines Krieges, wenn auch nicht gerade immer 
einen Schiedsspruch — darin ging die Anregung des englischen Ihirlaments 1849 und 
1873 sowie der Nordamerikanischen und Schweizer Regierung von 1682 3 wohl zu 
weit — so doch die Vermittelung nachzusuchen/* Ich musste indes hinziifilgen: 
„Wer den Krieg will, kQmmert sich nicht um derartige fromme Empfehlungen.*' 

») Art. 2. 

3) Vgl. oben S. 12, 
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2. Wiilirend Art. 2 das Anrufen der Vermittelung be- 
liandelt und, wenn es die Umstände erlauben, dasselbe zur 
I’riicbt macht, was freilich nach dem ganzen Zu«immenhang 
nur eine moralische Pflicht sein kann, spricht der Art. 3 vom 
Anbieten der Vermittelung mit dem BeifUgen, dass die 
Signatarmächte ein .solches für nützlich halten. Damit ist der 
obligatorische (’harakter der neutralen Initiative schlechthin 
und in Jeder Form verneint, andererseits aber anerkannt, dass 
hier eine nützliche, dem Friedensinteresse dienende Einrichtung 
vorliegt. Auf den Antrag Italiens wurden sodann die Neu- 
tralen zu ihrer Friedenstat dadurch ermutigt, dass der Art. 3 
die Übung dieses Hechtes — auch während des Ganges der 
Feind.seligkeiten — vor dem Vorwurf einer unfreundlichen 
Handlung schützt. Das war eine neue und wirksame Be- 
stimmung. 

Freilich kann auch die Ablehnung der Vennittelung nicht 
als unfreundliche Handlung angesehen werden. Das wurde 
in der Kommission ausdrücklich festgestellt, aber die vom ser- 
bi.schen Bevollmäcditigtcn Dr. Vel jkoviteh angeregte .Auf- 
nahme einer die.sbezüglichen Klausel in das .Abkommen, welches 
do<di dem Frieden dienen will, fiir nicht wünschenswert erklärt. 
Eine derartige Klau.sel hätte, wie der holländische Bevoll- 
mächtigte .Asser ausfiihrte, fast wie eine invitation <V rejuser 
geklungen. 

3. Die Aufgabe der Vermittelung, für wehdi letztere nach 
den .AustÜhrungen von Desca m ps ztnn weiteren Schutz der Frei- 
heit in jedem b'all die l’bereinstimmung der beiden .Mächte er- 
forderlich ist'), besteht darin, die einander entgegengesetzten 
Ans|)rüche auszugleichen und W'r.stimmungen zu beheben, die 
zwisclum den im Streit beflndlichen Staaten ent.standeii sind*). 
I)ie 'l’ätigkeit des V'ermittelers hört auf, .sobald durch eine Partei 
oder auch durch den A’ermitteler fe.stgcstcllt ist, dass der vom 
letzteren gemachte A'er.söhnungsvor.schlag nicht angenommen 

1) .trt. c. 

2) All. 4. 
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wird'). Die Vermittelung i.st übrigens niemals eine Entscheidung, 
sondern hat lediglich die Hedeutiing eines Kates ohne ver- 
hindliche Kraft’). Dahei kann sie, wie auf den Antrag Italiens 
ansdrtleklieli betont wurde’), unbeschadet entgegenstehender 
Vereinbarung, weder die Mobilmachung noch andere den 
Krieg vorbereitende Massnahmen unterbrechen, ver/.ögern oder 
hemmen. Die Vermittelung kann selbst nach Eröffnung der 
Feind.seligkeiten noch erfolgen und entbehrt dann, wenn nicht 
eine Vereinbarung das Gegenteil vorsieht, nach dem.selben 
i’rin/.ip auch des Einflusses auf die im Gang befindlichen 
inilitiiri.schen Untenielnnungcn'). 

Diese Hestinnnung soll nach der Au.sfiihrimg des Grafen 
Nigra die Vermittelung nur erleichtern. 

4. Der auf einen Antrag der Vereinigten Staaten zuriiek- 
gehendc Art. 8 führte sclilie.sslich noch das Institut der „be- 
sonderen Ver m i t tel u ng'' ein, die auf der Konferenz als 
■ interessante Neuerung“ bezeichnet wurde. Man be.scbränkte 
sich aber auf die Empfehlung denselben und auf die llin- 
.stände, die dies ge.statten. In jedem Fall .sind ernste, den 
Frieden gefährdende Streitfragen vorausgesetzt. Die besondere 
\ ermittelung setzt nach den Au.stührungen des amerikani.schen 
Bevollmächtigten Hol 1 8 eine Situation voraus, in welcher man 
bei privaten Ehrenhändeln seine Sekundanten oder Zeugen 
schickt. Das bedeutet ein Ultimatum ohne feindlichen ( 'harakter, 
eine Form des diplomati.sehen Verkehrs, wo sonst die Beziehungen 
abgebrochen wären. .leder der im Streit befindlichen Staaten 
wählt eine Macht, die er mit der .\ufgabe betraut, in unmittel- 
bare Verbindung mit der von der anderen Seite gewählten 
Macht zu treten, um den Bruch der friedliehen Beziehungen 
zu verhüten. Während der Dauer dieses .Auftrages, die, unbe- 
schadet anderweitiger .Abrede, eine Frist von .30 'l'agen nicht 

I) Art. 

S) Alf. 6. 

3) Art, 7, Ab«. 1. 

<) Art. 7. All«. 2. 
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übersi-lireiten darf', stellet) die i^taateu jedes nuinittelbare Be- 
iielimen über den Streit ein, welcher als aussehliesslich den 
vermittelnden Mächten übertragen gilt. Diese sollen alle 
Beiuülningen aut’weiiden , lun die Streitfrage zu erledigen. 
Kommt es zum wii'klichen Bruche der friedlichen Beziehungen 
so bleiben diese Mächte mit der gemeinsamen Aufgabe betraut, 
jede (Jelegenheit zu benützen, den Frieden wiederherzustellen'). 

In diesem Zusammenhang, also in Beziehung auf die 
besondere Vermittelung liess Holls das Wort ,moi'alische 
I n terventionspfl i cht “ fallen . 

5. Wa.s die Vorbehalte betrifft*), so gaben 

a) die Verei n i gten S taaten von Amerika im Sinne 
der Monroe-Doktrin folgende Erklärung ab, die ohne Gegen- 
bemerkung zu Pi'otoküll genommen wurde: 

„Von dem Inhalte dieses Abkommens darf nichts derai-t 
ausgelegt wcTden, dass es die Vereinigten Staaten von 
A)iicrika verpflichtete, von ihrer übeidieferten Politik abzu- 
weichen, auf Grund deren sie sich eines Eingreifens, einer 
Einmengung oder einer Einmischung in die politischen 
Fi-agen oder in die Politik oder in die innere Verwaltung 
irgend eines fremden Staates enthalten. Es ist gleicher- 
uiassen selbstvei'süindlich, dass in dem Abkommen nichts so 
ausgelegt werden darf, als wenn es flir die Vereinigten 
Staaten von Amerika ein iVufgeben ihi'er Ubci'lleferten 
llaltnng in Ansehung der i-eiii iimerikanischcn Fragen in 
sich schlös.se*). 

b) die Vei'ti'cter von Serbien machten folgenden Vor- 
behalt: 

„Im Namen der kgl. sei-bischen Regierung Iniben wir 
die Ehre, zu erklären, dass unsere Annahme des Grund- 
satzes der guten Dienste und der Vermitttelung für die 

1) Art. 8. 

*) Vgl, oben S. 10. 

s) Der französische und dentsche Text ist abgedruckt im Reichsgcsetzblatt 
1901. S. m. 
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dritten Staaten nicht eine, Anerkcnnnno' des Rechtes in 

r> 

sich seldiesst, diese Mittel anders zu gehrauchen, als mit 
der Hiisscrsten Zurllckhaltung, welclic die zarte Natur dieser 
Seliritte erfordert. 

Wir werden die guten Dienste und die Vermittelung 
nur unter der Rediugung zula.ssen, dass ihre Bedeutung 
als rein treundsehaftlicher Kat ihnen voll und ganz erhalten 
bleibt, und wir wlirden sie niemals in .solchen Formen und 
unter solchen rmstUnden annehmen können, welelie ihnen 
die Bedeutung einer Intervention uufzwingen könnten."') 
li. Die Bedeutung der über die Vermittelung handelnden 
Be.stimmungen des Hasiger Abkommens liegt zunächst darin, 
dass sieh dasselbe für das Anrtifeu und Anbieten der Ver- 
nnttelung einsetzt und letztere vor dem V<irwurf einer un- 
freundlichen Handlung schützt. Wenn das Anrufen und An- 
bieten der Vcrnnttelung auch nicht erzwingbar ist und mehr 
auf dem moralischen als rechtlichen Gebiet liegt, so bedeutet 
das Abkommen immerhin einen Druck auf die Parteien wie 
die Neutralen im Sinne einer friedlichen Erledigung. 

Neu und von Bedeutung i.st sodann die „be.s(jndere Ver- 
mittelung“, welche mit Glück eine Einrichtung auf dem (Ge- 
biet der privaten Ehrenhändel verwertet. 

II. 

Iiitcriiiitiunale llntcrsnchniigskomniissionen 
sind im völkerrechtlichen Leben auch früher .schon, be.sondcrs 
bei Grenzstreitigkeiten, bestellt werden. Die Haager Konferenz 
baute sie als besonderes Reehtsinstitut aus.*) 

1. Die Aufgabe der Untersuehungskommissionen wird 
im Art. 9 umschrieben. Die rntersuehungskommi.ssionen werden 
hiermu-h erst dann in .Anspruch genommen, wenn die diplo- 

2) Der französische un4 deutsche Text ist abge<lruckt im Ueiclisgesvtzblntt 
S. 485. Die Krklärung in der Kommission war seinerzeit ohne irgend eine 
Gegeiihemerkung zu den Akten genommen worden, 
sj Art. 9-U. 
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inatisclien Unterhandlungen versagt haben. Sie dienen aber 
Zinn Unterschied von der Vermittelung lediglich der Auf- 
klärung von TattVagen. Wenn Tatsachen eine verschiedene 
Würdigung erfahren und sich daraus Streitigkeiten entwickelt 
haben, emptiehlt es .sich, das.s Untersuchungskominissionen die 
zu gründe liegenden Tat.sachen feststellen, um so die Lösung- 
der Streitigkeiten zu erleichtern. Nur Sti'citigkeiten , welche 
die Ehre oder we.se.ntliche Interessen berühnm, sind den Unter- 
8uchungskomini.s.sionen entzogen. 

Diese Klausel bedeutet nach den Ausfühningen von 
Eyschen und Martens einen Schutz für die Kleinstaaten, 
welche dem Druck der firossmächte leicht ausgesetzt sind. Das 
war bei der eivtcTi Redaktion von be.sonderer Bedeutung; aber 
man behielt im Iliid>lick auf die Intercs.sen der Kleinstaaten 
die Klausel auch hei, als das obligatorische l’rinzi]) aus dem 
Art. 1) entfernt war. 

Wie insbesondere der russische Bevolhnächtigte v. Martens 
ausrührte, können die Untersuchungskonunissionen bei .Streitig- 
keiten von Staaten, die in bona tide sind, er.spriesslicho« 
leisten. Die ölfentliche Meinung erhitzt sich um so mehi-, 
als der Zwischenfall unerwartet kam. Sie kennt nicht die 
wahren Triebfedern des Streits und unterliegt den Eindrücken 
des Augenblick.s. Hier soll die Untersuchuugskommission ein- 
setz.cn : sic wdll die Wahrheit in der Fhitstehung des Streites 
und ilie Wirklichkeit der Tatsachen erforschen. Sie soll nur 
Bericht erstatten, keine Entsclieidung fällen, widil aber lär 
die Entscheidung das unentbehrliche kriti.sche .Material be- 
schatten. Und während sie ttir den Bericht tätig ist, beruhigen 
sich die Gemüter, und der Streit verliert seine Schärfe. 

Die Bestellung von Untersuchungskommissionen ist 
übrigens nicht obligatorDch'), .sondern lediglich empfohlen, 
indem das Nützliche dieser Einrichtung betont wird. Damit 
sollte nach den Ausführungen von Martens wenigstens eine 

>) Art. 9. 
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inoraliselie l’Hidit auf Aiinifung von lliitersiu-liuugskom- 
inissioiieii anerkannt wurden. 

Diese Frage des obligatorisclien oder fakultativen ( llmrak- 
ters war Gegenstand wiederholter und eindringlicher Ver- 
handlung. Der russische Entwurf hatte das obligat<»ri.sche 
Prinzip aufgenoininen; aber .schon in der ersten Lesung des 
Komitees schlug der ö.sterreichi.sche Vertreter Lammasch 
die schliesslich auch angenoiinucne Uinprägung des PHichtge- 
dankens in das NUtzlichkeitsprinzip vor. Vorübergehend hatte 
man auch in der Aufnahme der Umstandsklau.scl eine aus- 
reichende Ab.schwilchung finden zu können geglaubt. 

Je länger man verhandelte, desto mehr schwand übrigens 
die Hegeisterung für die IJntersuchungskommissionen. In den 
Kolonieen sollten sie gefährlich sein; und die kleineren Mächte, 
besonders die Halkanstaateu, erwarteten nicht viel Gutes von 
ihnen, während umgekehrt geraile für die Kleinstaaten die 
gi'össten Vorteile in Aussicht gestellt wurden. Wie der franzö- 
sische Bevollmächtigte d ’Estourne 1 les ausführte, machten die 
(Jegner weniger Gründe als Befürchtungen geltend. Sie sahen 
in den Untcrsuchungskommi.ssioncn nur die Einleitung zu einer 
ganzen Reihe von Akten, welche mehr oder weniger drücken 
würdtut. Andererseits war man so frei, es zu begreifen, wenn 
Staaten mit einer mehr oder weniger schlechten Verwaltung 
fürchten, dass die Untersuehung.skommissionen ihre Fehler auf- 
decken und sie in der Öffentlichkeit herabwürdigen. 

Aber der russi.schc Bevollmächtigte v. Martens drohte: 
Man solle sich nur keiner Täuschung hingeben und wis.sen, 
dass, was auch in das Abkommen hineingeschrieben werde, diese 
Untersuchungen iloch immer stattfiiulcn würden. — Die Gegner 
wollten indes nur verhindern, dass die Uuter.snchungeii zur 
Gewohnheit würden. 

Es war lediglich ein Zugeständnis an die Kleinstaaten, 
da.ss die Gros.smächte sich mit dem fakultativen Charakter 
der Untersuchung.skonnnissioneu begnügten. .Anders konnten 
<lie Untersuehung.skommissionen nicht gerettet, d. h. in die 
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viilkevroditlichei) Institute cin<jeste11t werden. I)ic sehlie.ssliclie 
Fa.ssnng des Art. ‘J geht übrigens ant’ Ibnnänien y.urüek. So wie 
die Sachen jetzt liegen, bedeuten die Untersuchnngskoininis- 
sionen flir die Klein.staaten in der Tat den grösseren Gewinn. 

Man wird mit Martens sagen können: der stärkere 
(legner wird bei einer ini Hinblick auf seine Lebensinteressen 
erbdgten Ablehnung der von einer kleinen Macht verlangten 
Untersuchung leicht die öffentliche Meinung gegen .sich haben, 
während die Kautelen des Art. 0 für die Kleinstaaten einen 
wirkliehen Schutz bedeuten. Die in den Verhainllungen oft 
betonte Ungleichheit der A^’irknng schlägt also in Wahrheit 
zu gunsten der Kleinstaaten aas, und da.s ist gut. 

2. l’bcr die Hildung der Untersuchungen handeln die 
Art. 10 und 11. 

In erster Dinie entscheidet das betreffende Abkommen. 
.Mangels eines solchen kommen die ne.stimmungen des Art. .S2 
über die Hildung eines freien Schiedsgerichts zur Anwendung. 

Auf die Anregung von Eyschcn und den Antrag des 
Grafen Nigra wurden sodann noch einige Hestimmungcn 
über das rntersuehungsabkommen und das Untersuchungsver- 
fahren getroffen. Danach luit das Untersuchungsabkommen 
die zu untersuchenden Tatsachen und die Kompetenz der Kom- 
missäre anzugeben, sowie das Verfahren zu regeln. Das Ver- 
fahren muss kontradiktorisch sein; und die zu wahrenden Können 
lind Kristi'ii werden, soweit sie. nicht durch das Untersuchungsab- 
kommen festgesetzt sind, dureh die Kommission selb.st bestimmt. 

Ö, Die Untersnchungskoininissioncn können ihre .Aufgabe 
natürlich nur erfüllen, wenn sie die Unterstützung der 
streitenden Afächte finden. 

Übrigens hat die auf l)eseam]>s znrückgehendc Fassung 
des Art. 12 diesen Gedanken gegenüber dem rassischen Ent- 
wurf erheblich abgeschwächt. 

Nach dem letzteren erschienen die streitenden Mächte 
verpfliehtet , der Untersnehnngskommi.ssion alle znm gründ- 
lichen Htudium der in Frage kommenden Tatsachen notwen- 
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digen Mittel und P^rleiclitermigeii zu geben. Im Art. 12 aber 
lieisst es jetzt, da.s.s die streitenden Mäelite alle diese Mittel 
und Erleiehterungen „in dem weite.sten Umfange, den sie für 
möglieli halten“, zu gewähren haben. Es kann sieb nämlieli 
aueli einmal um Auskünfte handeln, welche die Staatssicher- 
heit betreffen. 

4. Der rechtliche (diarakter der Untersuehungstätig- 
keit bestimmt sieh nach dem Art. 14, dessen jetzige Fassung 
auf einen Antrag des sehweizeri.seheii Bevollmächtigten Odier 
zurückgeht, zunächst negativ dahin, da.ss sie nicht mit der 
Schiedsgerichtsbarkeit verwechselt werden darf. Positiv: Die 
Kommission erstattet lediglich einen Bericht an die streitenden 
Mächte (Art. 13). Dieser Bericht enthält keinerlei Schluss- 
folgerungen, sondern stellt nur Tatsachen fest und läs.st den 
streitenden Mächten volle Freiheit in An.sclnmg der Folge, 
die die.ser Feststellung zu geben ist. 

Es ist übrigens zu bemerken, da-ss der im Sinn der 
Monroe-Doktrin gemachte Vorbehalt der N'creinigtcn Staaten 
von Amerika') auch hierher wirkt. 

III. 

Die internationale Schiedssprecliniig 
gehört, wie auch Descamps in .seinem Koiniteebericht her- 
vorhob, „par excellence“ zu den organischen Einrichtungen des 
internationalen licchtsfriedens. Sie bildete unstreitig den Höhe- 
])unkt der Konferenzverhandlungen und ist der bedeutsamste 
Teil des Abkommens. 

Da.s.sclbe behandelt in drei Kapiteln: das Schiedswesen, 
den ständigen Schiedshof und das Schiedsverfahren. 

1. Das Schiedswesen. 

Die .\rt. 15-10 des Abkommens .sind aus den Art. 7 
bis 13 des russischen llauptentwurfs hervorgegangen, welch 
letzterer hier aber gründlich geändert wurde. 



i) Vgl. oben 8. 16. 
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H* fragt sieh /iiiiächst, wa» dii- Schiedsgi-riclitsliarkfit 
bcdeiit<-t. ob und wie sie im Ix;l;en der Völker untereniander 
Verwcndiuig Hnden soll. 

Die inlrTiiationalc Schiedsspreelmng setzt im rnterschied 
zur (;nt«pn-eliendeii Kinrichtung des Privalrcehts dort ein, w»> 
es an jeder Gerichtsbarkeit fehlt, um die Anwendung der 
rohen Gewalt zu hindern. 

1. Die rechtliche Natur der Schiedssprechung iinter- 
sr’heidet sich von der Vennittelung und rntersuehung dailtircli, 
dass eine richterliche Kntscheidung der Streitigkeiten erfolgt*). 
Der Scliiedssjmich verbirgt die (JerecUtigkeit der Isisung, denn 
er ist ein Hichterspruch. der auf Grund der Achtung vor dem 
Recht ergeht*). 

Die Parteien sind dem Schiedssjtrueh , den .«ie veranlasst 
haben, unterworfen’). Diese rnterwerfung läs.«t sich zwar 
iiiclit wie im Privatrecht im Weg der Zw'angsvolLstreckuntr 
verwirklichen ; aber bis jetzt hat es kein Staat gewagt, einen 
Schiedsspruch zurückzu weisen; er hätte auch die ganze ötlent- 
liche M(^inung gegen sich. Denn der Staat selbst hat die Ent- 
seheidung gefordert, und sie erfolgt , durch Richter seiner 
Wahl“ *). 

Die. von Descamjis gegebene Übersicht’) zeigt, dass 
die Staaten im voraus durch die Aufnahme der Schiedsklausel 
in ihre N'erträgc, oder auch nach ,\usl>ruch der Streitigkeiten 
diircli speziellen Scliiedsvertrag vielfach die schiedsrichterliche 
hösuiig angestrebt iiabcn. Das schiedsrichterliche In.stitut hat 
im l!t. .lahrhundert eine besondere Zugkraft bekommen. Ks 
haben sich vielfach an diesen Erfolg die übertriebensten Hort- 
nungen geknüpft, und man forderte mitunter, dass alle völker- 
rechtlichen Streitigkeiten von einem Völkerareopag entschieden 
werden. 

• ) Art. 15. 

») «. ». O. 

») Art. 1«. 

«) Art. 1.5. 

ft) V^gl. oben 8, D. 
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Die Haajfer Konferenz stellte sieh iiher nielit in ileii 
Dienst solcher Utojtieen, sondern strebte in stiiutsmUnnischer 
»Selhstbcschränkung nur eine festere Organisation und eine 
materielle Fortbildung des bisherigen Rechts im Rahmen der 
praktischen Möglichkeit an. Freilich ergaben sich auch hier, 
oh.schon nacli der Feststellung des Rerichterstatters Des- 
camps das l’rinzip der Kchiedssprcchung von allen Komitee- 
mitgliedern mit wahrer Begeisterung angenommen wimle, tils- 
liald noch grundsätzliche Verschiedenheiten. 

' 2 . Die Hauptfrage war: obligatorische oder fakul- 
tative 8chiedssprech ung? 

Bis jetzt gab cs keine allgemeine obligatorische Schieds- 
spreebung. Die Schieds.spreehung erfolgte vielmehr entweder 
auf Grund eines besonderen Schiedsvertrags nach ausgehro- 
chenem Streit oder nach Massgal)c iler .sog. Schiedsklaustd, 
mit welcher ein Staatsvertrag für den Fall zukünftiger Aus- 
legungsstreitigkeiten im voraus die Fe.ststellung seines Inhalts 
durch .sidiied.srichterliche Auslegung angeordnet hatte'). Hier 
sollte nun das V'ölkerrecht fortgebildet werden. 

Der i'ussischc Fjiitwurf wollte das l’rinzip obligatorischer 
Schied.ssprechung einguführt sehen, suchte aber dafür be- 
stimmte (irenzcn zu setzen. 

Unter allen Umständen sollte die obligatorische Schied.s- 
sprechung ausgcschlo.ssen hleihcn, wenn es .sich um Uebens- 
interessen oder die Ehre eines Staates handelt. Damit war 
dem Haupteinwurf, welcher früher gegen die obligatorische 
Schiedssprechung erhoben worden war, die Spitze abgebrochen ; 
lind man hatte ein wirksames Ventil zum Schutz der staat- 
lichen 1 Unabhängigkeit. 

Sodann war die obligatori.sche Schicdssprechung nur tiir 
liechtsstreitigkeiten und zwar lediglich tiir folgende zwei 
Gruppen vorgesehen: für Entschädigung.sforderungen, und dir 

1) Die koinpromiasariäcbc oder Schiedsklausel bedeutet die vertragsmassige 
Bestimmung, die aus eben diesem Staatsvertrag sich ergebenden Streitigkeiten durch 
SchiedBrichter eoUcheideit zu lassen. 
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Au.^lfj^iiDj/s.'.trciiigkt-iicii Lt.-i iiirlit|>uiitisclit'ii Vertrügen mit 
imivernelleiii Charakter, «1. li.; 

a; hei Verträgen ziini Schutz der internationalen Ver- 
keil rise in r ich tu nge n , alsii bei Post-, Telegraphen-, Kaliel-, 
Kisenhahn- und Sehitt'alirts- Verträgen sowie 

b bei Vorträgen ziiiii Schutz der geistigen und iiiora- 
lisehen Interessen also bei Verträgen zum Schutz des 
geistigen Kigentuius, ülx-r da< Münz- und Gewiehtswesen, über 
sanitäre X'erhältnissse, Krbreeht, Ausliefernng, GerichtshiH'e 
und < Jrenzregulierungeti. 

l»ie Komitceverhandltmgen drehten sich in der ersten 
Lesung hauptsächlich darutn, ob diese. Verträge zu erweitern 
oder einzuschränken seieti, und man kam dabei teilweise zu 
neuen und bestimniteren Fassungen. Im grossen Ganzen aber 
wurden die vorgezeichneten Linien nicht verlassen. Da.s 
obligatori.sche Prinzip selbst stand f'e.st. Nur als der hollän- 
dische Hevollmächtigte Asscr die Neuheit der Fihren- und 
Inteies.senk lausei betonte und sie näher jiräzisiert haben wollte, 
trat der deutsche Hevollinächtigtc Dr. Zorn lür die.selbe mit 
der Erklärung eiti, er könne sich zwar luxdi nicht darülxr aus- 
sprechen, ob die deutsche Uegierung das Pritizi]) des ständigen 
Gerichtshofes und der obligatori.schen Schieds,spreclmng an- 
nehme, aber sicherlich könne von die.sein Beitritt erst nach 
der Annahme der Klausel die Kode sein. 

Der weitere Verlauf der Komiteeverhandlungen hat aber 
die Unmöglichkeit gezeigt, auf dieser (.irundlage zu einem 
einmütigen Ergebtiis zu gelangen. Und zwar war es in erster 
Linie Deutschland, welches sich im Augenblick nicht ent- 
.schlie.ssen konnte, durch ein allgemeines .Vbkommen' neue 
Schieilställc itis Ixbcn zu rufen, und welches wie Dr. Zorn 
in der Kommission gegenüber dem serbischen Bevollmächtigten 
Dr. \’eljkovitch ausführte, nicht in der Lage w'ar, ein 
Projekt tnit obligatori.Hcher Schieds.sj)rechung anzunchmen. 
.\n den bisherigen allgemeinen und besonderen \’erträgeii 
mit iSchiedsklaiiseln , so führte der deutsche Bevollmächtigte 






sdion friiliiT iin Komitee aus, sollt* ^ainit nirlits j^eiimlort 
werden, und man könne sitdi die spätW'e Ausdehnung vorhe- 
lialten. Wenn der ständige Seliiedshof errichtet und tätig sei, 
möge man auf Grund der hndährung die ohligatorischen Fälle 
zusammenstellcn; allzugrosse Hast hringe im Augenhliek das 
Sehiedsprinzi]) sclljst in (Jefahr. 

Man musste jetzt eine völlig neue Kedakfion vornehmen. 

3. Das Haager .Ahkommen enthält im Gegensatz zum 
russischen Entwurf keine ohligatorischen Sehiedsfallc. Die 
Staaten haben sieh nur nach Art. 19 unabhängig von den 
allgemeinen und besonderen Verträgen, welche schon jetzt 
den Signatarmäehten die Verpflichtung zur .\nnifung der 
Schieds-sprechung aufcrlcgen. die .Ausdehnung der obligatorischen 
Schiedssjtreehung auf andere Fälle durch spätere allgemeine 
oder besondere Übereinkommen vorhchalten. 

Es blieb also vorerst beim alten; und der Art. lö be- 
gnügte sich damit, den Schiedsspruch in folgender Wei.se zu 
empfehlen: 

,Tn Rechtsfragen und in erster Einie in Fragen der .\u.s- 
legung oder der .Anwendung internationaler Vereinbarungen 
wird die Schiedssprechung von den Signatarmächten als 
das wirk.sam.ste und zugleich der Billigkeit am meisten ent- 
sprechende Mittel anerkannt, um die Streitigkeiten zu er- 
ledigen, die nicht auf di)ilomatischem Wege haben be- 
seitigt werden können. *• 

Die Schiedss])rechung setzt diesbezüglichen .Antrag 
und .Annahme voraus, erfolgt also nur auf Grund eines 
Schiedsabkommens, welches kraft Rechts.satzes die A'er- 
j)Hichtung in sich schlie.s.st, sich nach Treu und Glaube dem 
Schiedsspruch zu unterwerfen'). 

Das Schied.subkonimen kann sowohl flir bereits ent- 
standene als auch, wie dies insbesonilere durch die Schieds- 
klau.sel ge.schieht, für künftig entstehende Strcitverhältni.s.se 

1) Art. 17 f. 
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abgeschlossen werden'); und zwar darf das Schicalsabkonimen 
in einem besonderen Vertrag zweier Staaten erfolgen, sieb 
also anf diese Ijescliränken ; es kann aber ebenso in dtn- Form 
eines allgemeinen Übereinkommens mehr oder weniger Jlächte 
in den Schiedsbann hereinzieben*). Weiter stellt es frei, das 
Sehiedsabkommen anf alle Streitigkeiten oder nur auf Streitig- 
keiten einer bestimmten Art zu beziehen’). 

4. .\bgesehen von den Vereinigten Staaten von Amerika, 
deren iin Sinn der Monroe-Dokirin gemachter V'orbehalt*) 
auch hierher wirkt, nahm ferner Uumänien eine Sonderstellung 
ein, indem es zu den Art. 16, 17, H) Vorbehalte machte’). 

Humänien erklärte, dass es bezüglich des Art. 11)*) keine 
VeriiHichtung übernehme. 

Aber in .\rt. l'J behalten sich die Mächte ja nur vor, 
Schiedsverträge abzuschlie.sseu. Der Voi'behalt kann somit nur 
bedeuten, dass Humänien derartiges nicht beabsichtigt. 

Uumänien erklärte weiter zu Art. 17^, für Streitverhält- 
nisse Oller Streitigkeiten aus der Zeit vor dem Abschlüsse 
dieses Abkommens in keinem Falle eine internationale Sc,hied.s- 
s|)rechung annehmen zu wollen. 

Hiergegen hatte der serbische Hevollmächtigte \'eljko- 
vitch in der Kommis.sion eingewendet, da.ss der .Art. 17 ja 
keine Verpflichtung, sondern nur eine Möglichkeit zum (legen- 
stand habe; und der llelgier Hol in, Bevollmächtigter von 
Siam, tilgte hinzu, da.ss der rumänische Vorbehalt die anderen 
Mächte in keiner Weise berühre. Uumänien wollte aber nur 
klarstellen, wie es seine Praxis einznrichten gedenke. 

Weiter lie.ss die rumäni.sche Uegierung zum .Art. 16*) 
erklärtai, da.ss sie für den (Jruud.satz der fakultativen Schieds- 

1) Art. 17, Abs. 1. 

2) Art. 19. 

S) Art. 17, Abs. 2. 

*) V'^gl. oben 8. lö. 

5) Vg!. lyOl. 8 . 482 f. 

6) Art. 18 des Koiimi. Knlw. 

7) Art. 16 des Kumm.-Enlw. 

9) Art. 15 des Komm.-Kotvr. 
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spreclmti", deren volle Wichtigkeit sie schätze, ganz einge- 
noinnien sei, aher gleichwohl sich nicht dazu verstehen könne, 
eine VerjiHichtung zur Annahme einer Scliiedssprechung in 
allen dort (Art. 10) vorgesehenen Fällen zn UlH-rnelimen. 

Aber in Rechtsfragen nach Massgabe de.s Art. 10 ist die 
^chiedssprechnng ja nur als da.s wirksamste nnd zugleich der 
Billigkeit am meisten entsprechende Mittel zur Erledigung von 
internationalen Streitigkeiten anerkannt worden. Von einer 
Verpflichtung kann keine Rede sein. Rumänien wollte somit 
nur sagen, dass es die Schiedsspreehung wohl .sehr schätze, 
sich aber nicht binden werde. Es wollte eben keine falschen 
Hoffnungen erwecken. 

5. Die ^la.sshaltung der Konferenz auf dem Gebiet der 
obligatori.schcn Sehiedssprccdiung ist verständlich; flir eine all- 
gemeine Bindung scheint in der 'J’at noch nicht ilie ruditige 
Zeit zu sein. Aber auch hier heisst es; sempre avanti! 

Die Sehiedssprechung muss zur Gewohnheit 
werden. Vor allem handelt e.s sich jetzt darum, dem Art. 19 
Leben einzuhauchen, ihm Fleisch und Blut zu geben: Durch 
besondere Abkommi'ii miis.sen die Fundamente des obligato- 
rischen Schiedsrechts au.sgebaut werden. 

Ich habe schon vor lö Jahren empfohhui, da.ss in den 
Handels-, Schittahrts-, Niederlassnngs- und anderen völker- 
rechtlichen Verträgen die Schiedsklausel eine gesteigerte An- 
wendung linden möge'). Der rus.si.sche Entwurf kann jetzt hier 
die Richtung weisen. Die Verkehrsverhältnis.se .sind von so 
grossen' Bedeutung, dass sie am wenigsten den .Ausgangspunkt 
eines Krieges geben .sollten. Hier ist auch regelinä.ssig eine 
juristische Grundlage gegeben nnd eine freiwillige Ib'fiillnng 
des Schiedssju'uchs zu erwarten. M’ie der portugiesi.sche ei'ste 
A'ertreter Graf von Macedo in der l’lenarsitzung ausfithrte, 
sind Portugal und Holland jt'tzt die einzigen (?) Staaten, welche 
abkommengemäss alle Streitigkeiten untereinander der Schieds- 

*) Vgl. „Völkerrechtliche Schiedsgerichte** S. Ü9. 
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sprechiing unterwerfen, mit alleiniger Ausnahrae der Fragen, 
welche ihre Selbständigkeit und Unabhängigkeit betrett'en. ln 
den letzten 50 Jahren hat Portugal fünf Streitfälle dem 
Schiedsgericht unterbreitet. Auch Italien gab schon früher in 
dieser Richtung ein gutes Beispiel’); und Graf Nigra hat auf 
der Haager Konferenz erklärt, dass die italienische Regierung 
die fe.ste Absicht habe, die Schiedsklausel in allen Handels- 
verträgen und nach Möglichkeit überhaupt in allen Staats- 
verträgen zum Ausdruck zu bringen. 

Regierungen und Parlamenten erwächst hier eine dankens- 
werte Aufgabe, an die ich gerade jetzt angesichts der Er- 
neuerung der deutschen Handelsverträge eritmere, wie ich das 
auch vor Abschlus.s der heutigen Handelsverträge getan habe*). 

Hat man dann genügende Erfahrung gesammelt, so mag, 
wie schon der deutsche Bevollmächtigte Dr. Zorn audeutete, 
durch ein entsprechendes allgemeines Abkommen tlie Ent- 
wickelung abgeschlossen werden. 

2. Der ständige Schiedshof. 

1. Der rus.sische Hauptentwurf enthielt noch nicht den 
Plan eines ständigen Schiedsgerichts. 

1. Die Art. 20 — 20 des Haager Abkommens, welche den 
Haager t'chiedshof ins Leben rufen, gehen auf einen Eiit- 
wurf des englischen ersten Vertreters Pauncefote 
zurück. Dass auch noch zwei andere Grossmächte (Russland 
und die Vereinigten Stiuiten von .\merika) im Haag je einen 
Entwurf vorlegten, wurde von Descamps in seiner Einleitung 
der Generaldebatte im Komitee mit Recht als ein güirstiges 
Zeichen gedeutet. Ständige Schiedsgerichte, so führte dieser 
weiter aus, seien auch nichts neues im Völkerrecht. Der 
Berner Vertrag vom 14. Oktober 1800 habe schon ein stän- 

I) a. a. 0. S. 39 u. 11. Vgl. auch a. a. 0. über die Vereinigten Staaten 
von Amerika und die Schweiz. 

u. a. O. S. 40. Auf der Haager Kunforenz gingen die Ansichten über die 
obllgutorische Scbiedanprcchuiig auf dom (Jebieto der liaiidoUvertrügo noch auseinander. 
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diges Scliiedsgericlit gebraclit, und die deutsche Regierung 
lullte demselben seit der ersten Konlerenz von 1878 noch 
wichtigere Aufgaben Übertragen wollen. 

Der Frage des stUndigen Sebiedshots stand der deutsche 
Revollinächtigte Dr. Zorn unter dem Hinweis, das.s das ursprüng- 
liche russische l’rojekt nichts derartiges enthalte, anfangs noch 
ablehnend gegenüber. Er meinte, man solle erst mit dem 
bloss gelegentliidien Schiedsgerichte Erfahrungen sammeln. 
Der holländi.sche Vertreter aber erwiderte, die Erfahrungen 
mit gelegentlichen Schiedsgerichten habe man gemacht. 
Deutschland möge wenigstens nach dem Beispiel des (Irafen 
Nigra in dem Projekt nur einen .ständigen Schiedshof auf 
Zeit erblicken. 

ln der zweiten Lesung des Komitees konnte indes 
Dr. Zorn mitteilen, dass die deutsche Regierung das Paunce- 
fotesche Schiedshof- Prinzip angenommen habe. Sie habe das 
geUui im Hinblick auf die Freiheit, welche den Staaten in 
der Auswahl der Schicd.sgericbtsmitglieder gelassen worden sei. 

2. Der ständige Schiedshof ist nach Art. 21 zwar für 
alle Schiedsfälle zuständig, aber nicht obl igatorisch. Viel- 
mehr bleibt für das freie Schiedsgericht Raum. Doch bildet 
das letztere die .\usnahme, der ständige Schiedshof die 
Hegel. Das soll nach den Feststellungen im Komitee durch 
die Fassung „sofern nicht“ (Art. 21) genügend zum .Ausdruck 
trekommen sein. 

Die \nrsuche des portugiesischen ersten Vertreters Macedo, 
das noch schärfer hervorzuheben, blieben erfolglos. Auch dio 
Umbildung in Form einer Empfehlung des ständigen Bchied.s- 
liofs wurde abgelehnt. Man befürchtete, dass dies als ein 
Uruck empfunden wurden möge. Der Belgier Kol in, Be- 
vollmächtigter für 8iam, erklärte, bei der Empfehlung des 
ständigen Schiedshofs sei es eine moralische Pflicht, sich an 
ihn zu wenden und vom freien Schiedsgericht abzusehen. Das 
könne die Staaten in Verlegenheit bringen und sie scliliesslicli 
hindern, überhaupt die Sebiedsspreebung anzurufen. 
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Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang 
das Hecht des raj)pel oder der Erinnerung. 

Nach Art. 27 hetracditen es nämlich die Signatarmächte 
als eine Ptiicht'), in dem Fall, wo ein ernsthafter Streit 
zwischen Staaten aiiszuhrechen droht, die.se an die Bestim- 
mungen des Haager Ahkommens und besonders daran zu er- 
innern, da-ss ihnen der ständige Schiedshof offen steht. Und 
dieser im höheren Interesse des Friedens erteilte Rat darf nur 
als Betätigung guter Dienste angesehen werden. 

Der .\i't. 27, welcher sich in den Dienst des .Art. 1 stellt, 
geht auf eine Anregung der französischen \’ertreter zurück 
und bildet insbesondere in seinem letzten Teil das Seitenstiiek 
zum .Art. 3, Abs. 3, wo auf Antrag des italienischen A'ertrcters 
Grafen Nigra von dem Anbieten der Vemiittelnng der Cha- 
rakter einer unfreundlichen Handlung ferngehalten wurde. 
Man wfdlte der Sehiedssache dieselben Dienste erweisen. 

Nach den eindringlichen .Ausführungen und flammenden 
Reden von Bourgeois und d’ Estournelles de Constant 
•soll der Art. 27 den Schiedshof, der sonst nur auf dem Papier 
stehe und Gefahr laufe, nicht leben ztt können, in Tätigkeit 
setzen. Er wolle die Mächte daran gewöhnen, die neue Ein- 
richtung zu nützen und ihnen helfen, einen Entscdiluss zu 
fa.ssen. Da sich aus Erwägungen der Ehre keine Regierung 
vor der anderen entscheiden wolle tind .jede den ersten Schritt 
scheue, so milsse man ihnen über den kriti.scbcn Punkt hin- 
weghelfen. Der Art. 27 liefere nun den Mechani.smus, der 
von selbst funktioniert und die Hegiernngen zwingt, sich vor 
der öffentlichen .Meinung und dem Parlament für oder gegen 
die Schicdssprechung zu erklären. Er wolle es einer Regie- 
rung ebenso schwer machen, den .schiedsrichterlichen Anstrag 
abzulehnen, als cs für sie bis jetzt .schwierig war, denselben 
anzuregen. 

1) I>er durch Serbien nntorstUtzton Anregung de» rumänischen ersten Ver- 
treters Ueldiiuan, statt „considerent comme nn devoir"* za »agen : .^ugent otUe“ 
wurde nicht Folge gegeben. Man hätte es im Hinblick auf den Art. 3 schon tun 
künneri. VgL unten S. 33. 
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Die Erinnerung war in der ersten Fassung dem General- 
Sekretiir des Hureaus als Aufgabe zugewiesen, und die Hau]>t- 
bedenkeii drcbten sieh darum, dass es einem solclieii Mami, 
der nun gar den Augenblick für seine Erinnerung selbständig 
zu wählen habe, an der nötigen Autorität fehle. 

Der dentsehe Bevollmächtigte Dr. Zorn war es, welcher 
scbliesslieh den Vorschlag machte, vom Generalsekretär ab- 
zusehen, aber im übrigen den französisehen Antrag gegen ver- 
sebiedene Einwendungen kräftig verteidigte. Nachdem v. Mar- 
tens erfolglos angeregt hatte, dass sieh der Sekretär mit 
einer neutralen Macht in Verbindung setze und nachdem Graf 
Nigra die Pflicht des rappel ebenso erfolglos auf die Sehied.s- 
hofmitglieder der in Streit befindlichen Staaten abzuladen ver- 
sucht hatte, be.stand die französi.sehe Vertretung auf der .Ab- 
stimmung über ihren Te.\t, welch letzterer dann aber abgelehnt 
wurde. Au.sser Frankreich war nur noch England und <lie 
Schweiz dafür. 

Nunmehr glückte es dem italienischen ersten Vertreter 
( Irafen Ni gra, aitf eilten neuen Antrag, der einfaeh die Ver- 
ptliehtnng <les Generalsekretärs strich und von der Nennung 
eines ausführenden Organs Abstand nahm, alle Stimmen zu 
vereinigen. Und das ist der heutige Art. 27. 

Danach haben tind behalten die Signatarmäehte selbst 
ilie EriimeriingspHieht. Die Aufstellung des zwar auch später 
niK'li bekämj)ften Pflichtprinzips blieb Hauptsache. Der bul- 
garische Bevollmächtigte Dr. Staneioff meinti^, eine neue -Ara 
tue sich auf, in welcher sich die Idee der wechselseitigen 
A'erantwortlielikeit von Nation zu Nation mehr und mehr aus- 
löse; eine neue Ara, .so meinte auch der amerikani.sche Be- 
vollmächtigte Ilolls, in welcher die Völker anerkennen 
werden die Bande der Solidarität und die gebieteri.sche Ptlieht, 
sieh nicht nur für ihren eigenen Frieden, .sondern auch den 
ihrer Nachbarn zu interessieren. Nat'h den wiederholten Aus- 
führungen von Bourgeois und d’Estou rnelles steckt hierin 
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ein wesentlicher Punkt der Schiedseinrichtung, die ganze mora- 
lisidic und praktische Tragweite der Haager Friedenshcschlilsse. 
Es gibt liiernacli jetzt keine teilnahinsloseii Neutralen inelir, 
sondern nur noeli gute Naeliharn, die dadurch ilir einander 
einstehen, dass sie die i^Hicht haben, den allgemeinen Frieden 
zu wahren. 

Diese neue NeutralitntspHicht wurde insbesondere auch 
von dem schweizerischen RevoDiniichtigten üdier respektvoll 
beleuchtet, und es fiel das Schlagwort „pacigerant“. Man 
war sich aber darüber klar, dass hier nur eine „Obli- 
gation morale“, ein „devoir moral“ vorliegt. Der deutsche 
Revolhnächtigto Dr. Zorn erklärte unter allgemeinem Pieitall 
vom Art. 27 „il n’a pas de contenu juridi<pie formel, il ne 
renfenne cpi’une i'ecoramandation de caractere purenient moral“. 
Er meinte: M’Ure cs anders, so könnte ich den Artikel nicht 
annchmen. Ähnliches führte der amerikanische Hevollmäch- 
tigte llolls über die rechtliche Natur der Erinnerungspflicht 
aus. Wenn man aber auch trotzdem mit der l’riedenskonferenz 
die Bedeutung dieses Artikels bereitwillig anerkennt, so wird 
man sich doch nur schwer der Sorge entschlagen können, 
dass in der Betätigung <Ies rappel ein Staat dem andern nur 
allzusehr den Vorrang lassen wird. 

Auch kann der Art. 27 .schon deshalb nicht als die 
„grande citadelle de la paix“ gelten (VelJ ko v i tch), weil es 
tatsächlich unmöglich ist, dass Kleinstaaten gegenüber denGro.s.s- 
mächten mit diesem Artikel opi-rieren. Das würde der inter- 
nationalen Schicklichkeit nicht wohl entsjircchen. Andererseits 
aber befiirchteten die Kleinstaaten auf Grund des Art. 27 
eine Bevormundung von seiten der Grossmächte. 

Es kann .sich meines Erachtens in Wirklichkeit nur 
darum handeln, da.ss eine Macht, die am Frieden in besonderer 
M eise interessiert ist oder deren Stimme bei einem im Streit 
befindlichen Staat wegen bc.sonders naher Beziehungen her- 
kömmliche Beachtung findet , ihren Einflu.ss im Sinne des 
Friedens und insbesondere zu gunsten der Schicd.ssjn-echung 
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geltend macht und dabei vor dem Vonviirf einer unfrennd- 
lichen Handlung geschlitzt ist. Harin erblicke icli die 
eigentliche Iledetitung de-s Art. 27. Derselbe ist in Walirheit 
nur eine Wiederholung des Art. 3'), wonach es die Signatar- 
uiiichte für nützlich halten, dass eine neutrale Macht ihre 
Vermittelung anbietet, soweit sich die Umstände hierfür eignen. 
Nachdem die ErinnerungspHicht ihre bestimmte au.s.schlie.ss- 
liche Trägerschaft eingebUsst hat, hat der Art. 27 .seine Ije- 
sondere Bedeutung verloren, die er nur insoweit be.sessen hatte, 
als die Erinnerungsptiieht unmittelbar dem Schiedshof zuge- 
wiesen war. 

Für Serbien bedeutet das, dass der zur Vermittelung ge- 
machte Vorbehalt, wegen der Verwandtschaft der Art. 3 u. 27, 
nach den an.sdrücklichen Feststellungen von Dr. Vel jkovitch, 
auch für den letztgenannten .\rtikel gilt, dem Serbien nur 
unter die.ser dc^laration interpretative .schlies.slich zustimmte. 

3. Die Einrichtung eines ständigen Schiedshofs will nur 
die Sehied.ssprechung erleichtern*). Darin allein steckt der 
Fortschritt, der aber auch in der 'l’at von Bedeutung ist. 

Das freie Schiedsgericht muss in jedem einzelnen Fall 
sozusagen aus dem Nichts geschatfen werden, während sich 
im ständigen Schiedshof eine ausgebaute und jeder Zeit 
zugängliche Reehtsinstitntion öffnet und auf einen Druck 
funktioniert. 

Der Haager Schiedshof (Cour pennanente d'arbitrage) ist 
kein Bichterkollcginm, welches entscheidet und im voraus 
bestellt und besetzt i.st; — ein solches Opfer wurde der 
Souveränität der Staaten nicht zugemutet — sondern der 
Schiedshof ist, wenn die.se Terminologie auch nicht überall 
festgehalteu ist, die ganze ständige Einrichtung der Schieds- 


I) Das bnbauptflto aacb der serbische Bevollmächtigte Dr. Veljkovitch. 
Der deutsche Bevollmächtigte Dr.Zorn gab es zu, meinte jedoch, die Wiederholung 
sei kein Fehler, 
li) Art. 20. 

3 * 
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«pnechoDg. auf dereu GruiMi im einzelnen Streitfall da< Schied*- 
gericLt '’triljiinal gebildet wird. Lter , .ständige Schiedahof“ 
entbält nur die Elemente, von welcben einige im gegebenen 
Fall zur Biidang eines» ,S<-hiedsgeriebtÄ* berufen werden. 
Er aellMt liat keine ricbterlicbe Fmiktion. und deshalb hat die 
deutftc-he Kegieruiig sich von Anfang an mit der Bezeiehnung 
.(.our*" nicht befreunden können. Abgesehen vom -inter- 
nationalen Bureau“ im Haag, welches dem Scliieehhof nur Sekre- 
tariatsdienste leistet, und dem , ständigen Verwaltiiugsrat“ iin 
Haag, unter dessen l^eitung und .Aufsicht dieses Bureau steht, 
gibt es. wie auch Dr. Zorn im Auftrag der deutschen Kegierung 
wiederholt erklärte, nur nix-h eine , Liste“ (Ge.samtli.ste). in 
welche die von jedem Staat benannten Männer eingetragen 
sind, und von welchen im gegebenen Fall einige zur Ent- 
scheidung ausgcwählt werden und da.s Schiedsgericht bilden. 

I>as ist nun genauer darznstellen. 

11. \V as die Organisation betrifft, so wird 

1. die Ijiste des Schiedshofes nach .Vrt. 23 in fol- 
gender Weise hergestellt. 

•Jede Signatarmacht ernennt auf sechs .Jahre höchstens 
vier I'crsfjnen von anerkannter Sachkunde in Fragen des 
\ ölkerreclits, die sieh der höchsten sittlichen Achtung er- 
freuen und Ix-reit sind, ein Schiedsrichteramt zu Übernehmen. 

I)ie Mitglie<lerzahl stellt sich demnach auf etwa hundert. 
l>cr englisrrhe Entwurf hatte für jeden Sttuit zwei \'ertretcr 
vorg<M4elien. Die Erhöhung geht auf eine deutsche Anregutig 
zurück, welche damit begründet wurde, dass mau oft Sach- 
verständige brauche: Xationalökonomen, .luristen, Militärs, 
Ui|domaten ti. s. w. Der rus.s. Vertreter v. Martens ent- 
gegnete zwar, Spezialisten könnten ja als Saehverständige ge- 
laden werden, und das Ansehen des Schiedshofs wachsi! mit 
der Herabsetzung der .Mitgliederzahl. Aber man tilgte sich 
sehliirsslieh dem deutschen Verlangen im Intere.ss«! der Einheit. 

Der Anregung des amerikanischen Bevollmächtigten Ho 11s, 
detn höchsten Gerichtshof eines jeden Landes an der staat- 
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liehen Eiiieiniung einen Anteil zu sichern, wurde nicht statt 
gegeben. 

Die Bescliränkung auf sechs Jahre geht auf einen Antrag 
des belgischen ßevolhnächtigten Dcscanips zurück, welcher 
auch die Bestimmung veranlasste, da.ss sich mehrere Mächte 
über die gemeinschaftliche Ernennung verständigen können. 

Der holländische Bevollmächtigte Asser hatte angeregt, 
das Prinzip der freien .Absetzbarkeit förmlich anszuspreclien; 
aber üescami)s erklärte es für gefährlich, ein solches Recht 
ausdrücklich hervorzidieben. Alan könne es auf den Fall au- 
kommen lassen, und solle nicht durch eine allgemeine Vor- 
kehrung den Grundsatz der Unabsetzbarkeit erschüttern. 

2. Die Bildung des Schiedsgerichts erfolgt, wenn 
sich die Signatarmächte zur Erledigung einer unter ihnen ent- 
standenen Streitfrage an den Schiedshof wemlen, durch AVahl 
aus der Gesamtlistu der Mitglieder des Sehiedshofs'). Insbe- 
sondere waren es v. Alartcns und Holls, welche gegen 
Descam])s mit Nachdruck den Satz vertraten, man dürfe 
bei der Wahl der Schiedsrichter nicht über die Liste hinaus- 
greifen. Dies nehme sonst der Ijiste zum 'Peil ihre Autorität 
und lasse sie .schliesslich vergessen werden. 

Bei der Wahl ist in er-stcr Linie die unmittelbare Ver- 
ständigung der Parteien massgebend. Kommt es zu keiner 
Verständigung, so ernennt nach Art. 24 jede Partei zwei 
Schied.srichter, und diese wählen gemeinschaftlich einen Ub- 
maun. 

Die weiteren Schwierigkeiten drehen sich um ilie Ob- 
maiiusbestellung ftir den Fall, da.s.s sich die Schiedsrichter 
nicht einigen können. 

Mau sprach vom Loos und der Ernennung durch die 
f Mjerhäupter der neutrali.sierttm Staaten ; aber man fand, <lass 
die Frage, beim freien Schiedsgericht nicht anders liege mul 
übernahm daher einfach die die.sbezügliche Bestimmung aus 
dem Ka])itel über das Sebiedsverfahren (Art. .32): 

I) Art. :i4. 
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Hiernach wird bei Stimmengleichheit die Ernennung des 
Obmanns einer dritten Macht anvertraut. Kommt es auch über 
diese Macht nicht zur Einigung, so bezeiclinet jede Partei eine 
Macht und diese beiden Staaten, unter welchen allerdings 
leichter ein Einverständnis erzielt werden wird, wählen dann 
den Obmann. 

Damit ist das Schied-sgericht gebildet, welche.s an dem 
von den Parteien festge.setzten Tage Zusammentritt. 

Am Schlüsse der ersten^Lesung des Komitees warf der 
belgische Hcvollmiü-htigte Dcscumps noch die Frage na<-h 
der völkerrechtlichen Stellung d(;r Schietlsrichter auf und ver- 
langte fiir sie im Hinblick auf ihr internationales hödustes 
Richteramt das Vorrecht der Unverletzlichkeit. Der deutsche 
Bevollmächtigte Dr. Zorn nannte die Schiedsrichter geradezu 
diplomatische Agenten ad hoc, und e.xterritoriale Persönlich- 
keiten. 

Hier setzt nunmehr der Schluss des Art. 24 ein; dot-h 
beschränkt sich derselbe beilauerlicherweise auf die Mitglieder 
des SchietLshofs, lässt also die freien Schiedsgerichte leer aus- 
gehen. 

Nach Art. 24 geniessen die Jlitglieder des Schiedshofs 
während der .Vusübung ihres Amtes') die diplomatischen Vor- 
rechte. Den verschiedenen Anregungen, dieselben nur beschrankt 
zu gewähren, wurde nicht entsprochen. Andererseits wurden 
aber jene Privilegien auf eitle Anregung des belgischen Be- 



1) Das heisst, wie Desca m ps auf eine Anfrage des Grafen von Grelle Bo gier 
fesUtollte, nicht schon von ihrer Ernennung an, sondern für die Zeit, 
siegent effectivement“. v. Martens bestioimt« es dahin: von dem 
an. wo sich der Schiedarichter anschickt, in das Land des ^^chiedsgoriebto 
Auf die Krage Kauncefotes, ob die Schiedsiichter die diplomatischen 
echon während ihrer Reise durch fremde StaaUn geniessen, erklärten 
und Koinmissionspräsident, das gehöre nicht in das Abkommen. 

Regierungen hätten zu entscheiden, ob für sie dieselbe Courtoiaie 
Gesandten gelten solle. Auch der österreichiacho 
meinte, man könne die Schiedsrichter nicht besser stellen als 
letztere ein wirkliches Recht der Exterritorialität nur im 
Wirkungskreises geniessen. 
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vollmäclitigti-n (jiaten von Grelle Kogicr mir für den Fall 
zugestanden, «lass die Sehiedsricliter ausserhalb ihres Heimat- 
landes tätig werden. Diese Phitscheidung wirkt über das 
Sehiedsreeht hinaus und löst tfleichzeitisr eine alte Streit- 
frage aus dem Gesandtsehaftsreeht. Pis ist damit festgestellt, 
dass man im eigenen Lande keine diplomatischen Vorrechte hat. 

I )as Schiedsgericht hat regelmässig .seinen Sitz' im Haag, 
und das „Haager Schiedsgericht“ ist bereits eine stehende 
Bezeichnung. Abge.sehen von dem F'alle höherer Gewalt 
darf der Sitz des Schiedsgerichts nur mit Zu.stinnnung der 
l’artcicn verlegt werden. 

Das letztere gilt auch vom freien Schiedsgericht, welches 
übrigens mangels besonderer Be.stimmung seinen Sitz gleich- 
falls im Haag hat'). 

3. Im Haag ist auch ein internationales Bureau er- 
richtet, das dem Schied.shofe für die Gerichtsschreibergeschäfte 
dient'), o<ler Sekretariatsdienstc leLstet. Die deutsche Kegierung 
liess durch ihren Bevollmächtigten Dr. Zorn erklären, sic lege 
Wert darauf, dass das Bureau .seine Natur als Sekretariat 
nicht verliere und nicht ein Mittelpunkt der inteniationalcn 
Politik werde, v. Martens hat dasselbe als „resium;“ des 
Schiedshofes bezeichnet. 

Dieses Bureau besorgt alle Verwaltungsgeschäfte’). 

Die Parteien teilen dem Bureau ihren iMitschluss, sich an 
den Schiedshof zu wenden, und die Namen der Schiedsrichter 
mit, und darauf vermittelt das Bureau die auf den Zusammen- 
tritt des Schiedshofs bezüglichen Mitteilungen*). 

Die Veröffentlichung der Schiedssprüche kann das Bureau 
nur mit Zustimmung der beteiligten Regierungen vornehmen. 

Das Burean ist auch zu den freien Schied.sgerichten in 
Beziehung gesetzt, indem nach dem vom holländischen Be- 
vollmächtigten Asscr angeregten Ab.s. 4 und dem vom rus- 

1 ) Art. 36. 

») Art. 22. Ab8. 1. 

») a. a. 0. .Ua. 3. 

0 Aba. 2. 
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sischen Hcvolliniiditigten v. Martens lieantraftten Abs. fi von 
jeder Scliiedsabrede wie von jedem Sebiedssprueb und seinem 
Vollzug an das Hureau im Haag Mitteilung zu macbcn ist. 

Haag sollte, wie v. Martens und Descamps betonten, 
der Mittelpunkt der intemationalen Sebiedssprecbuug werden. 
Deshalb wurde naebträglieb auf einen von Jlartens unter- 
stützten Antrag des engliscben ersten Vertreters l’auneefotc 
aueb der Art. 2(i eingestellt: 

„Das internationale Bureau im Haag ist ermäebtigt, sein 
Gesebiift.slokal uml seine Gesebüftseinricbtung den Signatar- 
mUebten für diu Tätigkeit eines jeden besonderen (also freien) 
Sebiedsgeriebts zur Verfügung zu stellen.“ 

Die Kosten des Bureaus werden naeb einem Besebluss 
des Komitees in zweiter Le.sung von den Signatamiäebten 
luu-b dem für das internationale Bureau des M’eltpostvereins 
festgestellten Verteilungsmassstabe getragen. 

Was aber die Prozesskosten l>etritt't, so trägt jede Partei 
ihre eigenen Kosten ganz und die Kosten des Sebiedsgeriebts 
zu gleiebem .\nti‘ile*). 

4. Ein ständiger Verwaltuiigsrat seblie.sst die Sebieds- 
organisation ab*). 

Der X’erwaltungsrat war sebon im Pauueefoteseben bint- 
wurf vorgeseben, aber die beutige Organisation gebt auf einen 
eigenen .Vbändermigsantrag von Pauncefote zurück. Wäb- 
reiid im Entwurf die (bolländisebej Regierung beauftragt war, 
den aus lünf Mitgliedern uml einem Sekretär bestellenden Ver- 
waltuugsrat frei einzuricditen, bestellt derselbe naeb dem Art. 28 
aus den im Haag beglaubigten*) diplomatiseben Vertretern der 

I) Art. 29. 

») Art. 57. 

S) Art. 2« 

Nach dcDi Antrag Pauncefote biesa ea „rcaidierenden**. Der heutige 
Text gebt auf eine Anregung von Asser zurück, welcher indes von Dr. Zorn und 
d’ Est o Urne 1 les hckftmpft und in der ersten Lesung dos Komitees abgetohnt worden 
war. In der dritten Lesung erneuerte der erste schwedische Vertreter Bildt den 
Antrag Asser und wies darauf iiin, dass der im Haag akkredidierte schwedische 
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Sigmitaniiilchtc und dem nicdeidändischeii Minister der aiis- 
wiirtigen Angelegenheiten als Vorsitzenden. Man wollte durch 
diese Organisation dem neuen Werk mehr Stetigkeit geben. 

Der Vcrwaltungsrat behält das von ihm errichtete und ein- 
gi'riehtete internationale Bureau, des-sen Beamten er auch er- 
nennt und entlässt, unter seiner Leitung und Aufsicht und 
trägt für die äus-sere Einrichtung des Schiedsliofs, von des.sen 
Bildung er den Mächten Nachricht zu geben hat, Sorge. Er 
entscheidet alle Verwaltungsfragen, die sich in Beziehung auf 
den (ie.schäftsbetrieb des Schiedsliofs erheben. Der \’erwal- 
tungsrat teilt allen Signatarmäehtcu imverziiglieh seine all- 
gemeinen Anordnungen mit und ci'stattet ihnen einen .Jahres- 
bericht über die Gesehäftstätigkeit und .Ausgaben. 

.5. Der ständige Schied.shof im Haag ist mittlerweilen 
eingerichtet worden und hat bereits funktioniert. 

Am 1.1. Sejitember l‘.M)2 trat das Haager Sebiedsgerieht 
zum erstenmal in Tätigkeit. Es entschied einen Streit Mexikos 
und der Vereinigten Staaten von Amerika um geistliche Güter. 
Amerika ernannte als Schied.sriehter Sir Edwar Frv, Milglieil 
des englischen l’rivy (Vmnc.il und v. .Martens in IVters- 
burg. Mexiko bestellte zwei Holländer: .\sser und Loh- 
ma n. Diese vier wählten -als Obmann einen Dänen, Pro- 
fessor Ma tzen. .\ls .Anwälte waren tätig für die Vereinigten 
Staaten Stewart, Mac Enerney und l>eseamps, für 
Mexiko Beernaert und Delacroix. Zn .Agenten waren be- 
stellt für die A'ereinigten Staaten der Advokat Balston von 
Washington und für Mexiko iler Gesandte Pardo im Haag. 

Der holländisehe .Minister des Aiis.sern van l.ynden 
führte das neue Schiedsgericht ein, indetn er ausfüiirte, es sei 
der neueti Welt vorbelialteu gewesen, der alten Welt ein A’or- 
bild ztt geben. .Mle Schiedsriehter waren .Ausländer. 

Ge&andto in Ui’üssel wuhne und suinit im Vcrwaltungsrat iiiclit vertrotun sein könne. 
JeUt wurdf der Antrag mit 5 gegen 4 JStimmon angonuinmcii. Doch wurde zu 
Protukoll fcHtgoatcllt, das» die I)i|iluiiiateii im Haag ihren Wohnsitz nehmen mü.s.sen, 
wo ihnen alle eintichlagigen Mittuiliiiigen und Merufungsächroihen zugestollt werden 
sollen. 


Digitized by Google 



Das Scliiedsgi'riclit verurteilte am 14. Oktbr. 1!)()2 Me.xiko 
zur einmaligen Zahlung von 1,4:10,682“ Dollars und zur 
Kntrielituiig vtm.laliresrentcn in der Höhe von 43,050 '"/k,j Dollars. 

Auch in dem Streit Deutsehlands mit Venezuela in die,sein 
dahr einigte man sich .schliesslich dahin, die Reklamationen 
zweiter Kla.s.se, d. h. die Verteilung der Ansprüche deutscher 
Reiehsangehöriger aus dem jetzigen Riirgerkrieg in der Höhe 
von 4 — 5 Millionen Mark durch das Haager Schiedsgericht 
entscheiden zu lassen. Ebenso haben schon andere Staaten 
vertragsmässig die Fordeningen ihrer Angehörigen an Vene- 
zuela an da.s Haager Schiedsgericht verwiesen, wobei die 
Königin der Niederlande den Obmann ernennen soll. 

HI. Rei der Würdigung der Scbiedshof-Institution 
ist vor allem zu betonen, dass nicht eine Art von Völker- 
areopag mit einer alle Staaten uinfa.s.sendeu Rechtssprechung 
gescharten wurde. 

Was gegen diesen sjn'icht'), kann nicht auch gegen das 
Haager Schiedsgericht au.sgcspielt werden. Diesem fehlt vor 
allem die kosmo|>üiitischc Grundlage. Es ist nicht die feste Ge- 
richtsform eines Welt.staates, sondern die Bildung erfolgt ad 
hoc, vom Boden der einzclstaatlichen Souveränität aus. Die 
Grundlagen der bisherigen Schiedsgerichtsverfassung sind nicht 
verlassen worden ; denn das ständige Schied.sgericht im Haag 
ist auch nur ein vereiidjartes Gericht*), dem weiterhin nicht 
alle Streitfälle sondern nach Massgabe .spezieller Abmachungen 
besondere l\echts.streitigkeiten unterbreitet werden. Lediglich 
deshalb hat Deutschland schlics.slich .seine Zustimmung zum 
Schiedshofprojekt gegeben ’). 

Für die Vcreitd)arung sind nur durch die Liste Schranken 
errichtet, und mangels unmittelbarer Verständigung greifen 
gcwi.ssc Bestimmungen Blatz. Auch stellt sich ein Verwal- 
tung.sorgani.smus fördernd zur Vertligung, und der Hinweis 

1) Vgl. meine „Völkerrechtlichen Schiedsgerichte** 1890 S. 23 ff. 

>) Diesem habe ich schon 1890 meine volle Sympathie entgegengehracht Vgl. 
a. a. 0. S. 89, 

Vgl. oben S. 24 f„ 29. 
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«ler Neutralen auf das ständige Scliiedsgeiielit crseheint als 
die Betätigung guter Dienste. 

ln diesen Bestimmungen liegt eine wesentliche Forthilduiig 
des Scliiedsreelits. Es ist alles sozusagen l)ereit gestellt, und 
die Parteien brauelien nur zuzugreifen. Auch ist der .ständige 
Scliiedshof im Haag ein dauerndes Mene 'Pekel zu gunsten 
friedlicher Beilegung von Streitigkeiten, ein Wahrzeichen inter- 
nationaler Ilccht.sgcmeinsehaft , dem man ohne moralisehe 
Verurteilung nicht den Respekt ver.sagen kann 

Ncuestens ist zu gunsten des Haager Sehiedshofs auf 
Kosten der fi’eien Schiedsgerichte eine Bewegung im Gang. 
Gewiss ist die Institution des ständigen Schiedshofs die ent- 
schiedenste und wertvidlste Verkörperung des Friedensgedankens. 
Aber man darf nicht vergessen, dass die Haager Konferenz 
selbst nicht blos.s flir die freien Sehiedsgeriehte Raum lies.s, 
sondern cs auch ablehntc, durch eine be.sondere Empfehlung 
des ständigen Behiedshofs die Sehiedsspreehung zu .schädigen '). 
Die Staaten glauben, wie es scheint, ihrer Würde immer noch 
am wenigsten zu vergeben, wenn sic in wirklich ern.sthaften 
Streitigkeiten, wo es sich um mehr als einen Kireheiischatz 
oder andere Geldforderungen handelt, von einem Staatsober- 
haupt die Entscheidung begehren. Der Schied-sgedanke ver- 
langt, dass man hier keinerlei Schwierigkeit macht. 

Das Haager Schied.sgericht kann ja auch in der Weise 
gebildet werden, dass ein einziger Listenmann betraut wird^). 
Staatsoberhäupter, die übrigens ja auch im Art. 33 privi- 
legiert werden “1, sind aber über jede besondere l.i.steiKpiali- 
tikation erhaben; und wenn die im Streit betindlichen Mächte 
über die Tüchtigkeit eines anderen, aiiidi privaten Schieds- 
richters einig sind, so soll es ihm nichts schaden, da.ss 
er auf der Liste fehlt. Atieh andere Bestimmungen zeigen, 
da.ss die Grenze zwischen ständigem und freiem Schiedsgericht 

1) Vul. ob(*n S. 29 f 

2) Vul. nben S. 

s) Vgl. unt^n S. 44. 
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überlirückt ist, uiii Gniml mehr, liier der Freiheit keine 
Seiiraukeu zu setzen. Die Kauptsaehe ist Schiedsgerieht, 
nicht Haager Schiedsgericht! Die Einrichtung des Haager 
Schiedsliofs will fUr die Schiedssprcchung nur hirleichteriingen 
bieten. Um so be.s.ser, wenn Stauten derselben gar nicht be- 
nötigen. 

3. Das Schiedsverfahren. 

I. Die Bedeutung einer Schiedsprozessordnung 
liegt offen zu 'I'ag. Auch der Deseani jis'sche Bericht brachte 
es in Erinnerung, wie wfinschenswert es sei, dass ftir das 
Schiedsgericht feste Prozessregeln aufgestellt werden. Je öfter 
sich die Schieds.sprechiing wiederholte, desto mehr emjifand 
man das Bedürfnis nach solchen allgemein geltenden Be.stim- 
mungen, damit mau nicht genötigt wäre, au Vorfragen seine 
Kräfte zu verbrauchen. Das „Institut de droit international 
hatte 1874 5 nach einem Entwurf des Prof, (loldschmidt 
in Berlin eine Schiedsjirozessordnung verfasst und den Be- 
gierungen zugestellt. Die.selbe war in erster Einie der Völker- 
reeht.spra.xis entnommen und im übrigen unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Beeht.sgrundsätze über privatrechtlichc 
Sehiedssrerichtc und der internationalen Bedürfnisse frei ent- 
wickelt. Doch war das lediglich eine Privatarbeit, und es 
bedurfte immer erst eines Hezei)tionsbeschlus.ses, wenn sie be- 
stimmend werden sollte. Sie wurde jetzt eine bedeutsame Vor- 
arbeit tÜr die Haager Konferenz, .\iich noch andere Arbeiten 
waren früher in Angriff genommen worden; und in steter 
Weitcrentwiekelung der Sehiedsrechts[iraxis waren flir cincKeihe 
von Seliiedsfällen wichtige (Jrundsätze des Verfahrens fest- 
gelegt worden, welche das Ergebnis langjähriger Übung waren. 
Nun war man endlich .soweit, dass man glaubte, aus den wissen- 
schaftlichen .\rbeiten und jiraktisehen Erfahrungen eine Zu- 
sammenstellung von N’nrsehriften machen zu sidleii, welche 
mit einiger Sicherheit auf allgemeiuc .Vimahme rechnen konnte. 

Der russische 1 lauptentwurf bezeiehnete es demgemäss im 
Art. 13, welcher im weseutlichen im heutigen Art. .30 auf- 
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gegangen ist, als im Interesse der Schiedssprecliung gelegen, 
eine Scliiedsprozessordmiug ein- für allemal zu vereinbaren 
und stellte zu diesem Zwecke in der Anlage einen besonderen 
Entwurf, ein „prnjet de eode d’arbitrage“ zur Verfügung, der 
dann auch die Grundlage der Beratung bildete, aus welcher 
schliesslich das dritte Kaiiitel („Schiedsverfahren“) des heutigen 
Abkommens (Art. 30 — 57) hervorging. 

Damit ist in Eidtillung gegangen, was ich schon 1890 
anstrebte, indem ich erklärte: „Es wäre zu wünschen, dass 
sich die Staaten über ein Keglcment lx>tr. das schiedsgericht- 
liche Verfahren einigen. Der Entwurf des völkerreehtlichen 
Instituts könnte dabei zu gründe gelegt werden.“') 

Hat bis jetzt die völkerrechtliche Lehre vom schiedsge- 
richtlichen Verfahren zu den komplizierteren Lehren der Kechts- 
wis.senschaft gehört, .so i.st nunmehr durch das Abkommen 
eine klare und einfache Situation geschatfen. 

Die hier festgelegte Schiedsprozessordnung ist subsidiärer 
Natur, d. h. sie greift nur Platz, soweit nicht die Parteien 
über andere Bestimmungen übercingekomnien sind.’) Schranken 
sind für diese Bestimmungen nicht aufgestellt. 

Damit ist die Selbständigkeit und Freiheit der Staaten 
gewahrt, alter auch ihrem Interesse vorgearbeitet. Die Par- 
teien finden jetzt eine allseitig gc]>rüfte Prozessordnung vor, 
die ohne weiteres nias.sgebend ist, wenn .sie nicht im beson- 
deren Übereinkommen abgelehnt wird. 

Der Schiedsrechtsgedanken hat damit eine glänzende Bi;- 
wertuug und Fortbildung erfahren. 

II. Die Organisatiousfragc besvehäftigt sich mit den 
Schiedsrichtern und Parteivertretern. 

1. Zur Schiedss]>rechung kommt man navdi wie vor aut 
dem ^^'eg des (k)mpomi.ssum und Keceiitum. 

D:is Compomissum ist der „Schiedsvertrag' — auch die 
Schiedsklausel worin sich die Parteien über die schieds- 

1) „VftlkerrechtJiche 8cliied8gerichte‘' S. 39. Vr!. auch S. 9. 

*) Art. 30. 
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richterliche Austragung eines Streites mit der Wirkung einigen, 
dass sie dem Schiedsspruch nacli Treu und Glaube unter- 
worfen sind. In diesem Sehiedsvertrag sind auch die Hefug- 
ni.sse der Schiedsrichter bestimmt,’) Das Ueceptum ist der 
Vertrag der Parteien mit dem Schiedsrichter, durch welchen 
das Schiedsrichteramt übertragen und angenommen wird’). 
Katiirlich kann jeder Schiedsrichter ablehuen. 

Hier war in.sbesondere des mittlerweilcn be.schlossenen 
ständigen Schiedshofes zu gedenken. Demgemäss schlug der 
russische Bevollmächtigte v. Martens eine Fassung vor, 
welche den Parttden das Hecht gibt, ihren Streit sow'ohl bei 
freigewählten Hichtern als bei dem ständitreti Schied.shof an- 

O O 

zubringen’). 

Im letzten Falle greifen die Be.stimmutigcti über den 
ständigen Schiedshof Platz’), der jederzeit zugänglich und 
für alle Schiedsfälle zuständig ist und mangels entgegen- 
stehender Abmachung gleichfalls nach JIa.ssgabe der Scliieds- 
]»rozessordnung tätig wird’). 

Im andern Fall i.st der Art. 32 ma.ssgcbend. Dieser 
retdinet übrigens auch mit der Möglichkeit eines einzigen 
Schiedsrichters utid überlässt, falls ein Souverän oder sonstiges 
Staatsoberhatipt gewählt ist, diesem auch die Regelung des 
Vcrfahreius*). Die Souveräne erledigen nämlich derartige Ge- 
schäfte herkömmlich durch Vertreter oder nach Art der 
Staatsangelegenheiten. Bluntchli war deshalb dafür gcw’esen, 
dass nmn die Monarchen aus dem Spiel la.sse. Aber das kann 
man ruhig den Parteien aidieimstellen. Die Staaten empfangen 
erfahrungsgemäss ihr Urteil lieber von einem Staatsoberhaupt, 
und sie können Ja vertragsmässig ausmaehen, wie die Urteils- 
tinder zu bestimmen sind. 

>) Art, 31. 

ä) Art. 32 Abs. t. 

S) a. a. 0. Vgl. olwn .S. 29 f. 

n Art. 24. 

•’■) Art. 20, 21. 

'■) Art. 33. 
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In der Bestellung eines freigewiihlten Schiedsgerichts 
stimmt der Art. 3:2 mit dem Art. ::24 vollstiindig Uberein'). 
Kommt es hiernach zu keiner unmittclharen Venstiindigiing, 
so ernennt jede Partei zwei Schiedsrichter’), die, wie auf An- 
regung des bulgari.schen ersten Vertreters Pr. Stancioff 
au.sdriicklieh fe.stgestcllt wurde, beide dem ernennenden Staat 
angehören können. Manche Bede liess sogar den Schluss zu, 
«hiss man .solche Parteivertretungen für den normalen Zu.stand 
hielt. Vgl. unten S. 53 f. 

Die Seliied-srichter wählen gemeinschaftlich eitlen ( Mimann, 
welcher hei Stimmengleichheit durch eine von den l’arteieii ver- 
einbarte dritte Macht’) resp. hei Unmöglichkeit einer solchen 
Einigung durch die von den Parteien gewählten beiilen Mächte 
bestellt wird. 

Der <>limann ist Vorsitzender des Schied.sgeiichts, welch 
letzterer nötigenfalls vom Schiedsgericht seihst ernannt wird*). 

Der Antrag des schwedischen ersten Bevollmächtigten 
Bildt, dass die Wahl des Obmanns der Bestätigung der 
Parteien bedürfe, wurde abgelehnt. Descamps hob in die.sem 
Zu.sammenhang hervor, da.ss die Parteien mit den von ihnen 
ernannten Schiedsrichtern ausreichende Beziehungen hätten 
und die Be.stätignng nicht dem moralischen Ansehen der 
Schiedsrichter entspreche. Das passt zwar nur für den l’all, 
dass die Schiedsrichter .selbst den < •hmann wählen. Aber es 
empfiehlt sich in der Tat nicht, ftir den Fall, da.ss die Par- 
teien nicht einig werden können, durch das Aufwerfen der 
Bestätigungsfrage weitere Schwierigkeiten zu schalfen. 

Wenn ein Schiedsrichter stirbt, zuriiektritt oder aus irgend 
einem Grund verhindert ist, erfolgt sein Ersatz in der für 
seine Ernennung vorge.schencn MVi.se’). 

1) Vgl. oben S. 35 f. 

2) Doacämps butte ei non beuntragt. 

S) Dor erste Kiitwurf wie die DoKcampsscbe H*>daktion butt« hier „dritte 
Person.“ 

4) Art. 34. 

Art. 35. 
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Der russische Entwurf hatte fiir diesen Fall den ganzen 
Schiedsvcrtrag hinfällig wcrdeti lassen. 

Es handelte sich hier >ini einen alten Streit. Der hollän- 
dische Bevollmächtigte Asser war es, welcher iin Komitee 
die l’rinzipieufrage aufwarf und dabei ausfiihrtc, der betreffende 
Staat selbst habe für Ersatz zu sorgen und der Seit ieds vertrag 
bleibe in Kraft. 

So war es auch in den Verträgen und in der Praxis ge- 
halten worden, was insbesondere auch von Pauncefote und 
Nigra verwertet, aber von Martens und Hol is als pn’nzip- 
widrig bekämpft wurde. Die letzteren führten wiederholt aus: 
die Schiedssprcchung ruhe auf dem persöidichen Vertrauen 
in die Schieilsrichter. Mit dem Beauftragten falle auch der 
Auftrag; versage ein Schiedsrichter, so werde der ganze 
Schiedsvcrtrag hinfällig und es müsse ein neues Kompromiss 
geschlossen werden. 

Aber Asser erwiderte mit Hecht, die Ucgierungen 
könnten ihr Vertrauen ja auf einen anderen Übertragen. 
Auch der deutsche Bevollmächtigte Dr. Zorn erklärte: halx'ii 
sieh zwei Staaten einmal auf die Schiedssprcchung geeinigt, 
so darf sie kein Zufall mehr um <lie Früchte dieser Be- 
mühung bringen. 

2. Beim Schiedsgericht werden Bevollmächtigte oder 
Agenten zum Zwecke der Vermittelung sowie Rechtsbei- 
stände oder Advokaten zur Wahrnehmung der Parteiinter- 
e.ssen zugelassen'). 

In einer Kommissionssitzung warf der Bevollmächtigte 
der Vereinigten Staaten Seth I.ow die sog. Inkompatibilitäts- 
fragc auf. Ist es den Mitgliedern des Schiedshofs, welche 
nicht gerade in einem Schiedsgericht beschäftigt sind, ei'laubt, 
in einem solchen als Agenten oder Advokaten zu wirken? 

ln der Komiteesitzung am folgenden Tage gab der ameri- 
kanische Bevollmächtigte, Advokat Holls, welcher wieder- 
holt auf eine Lösung dieser Frage drang, folgendes Beispiel: 

1 ) Art. 37. 
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Zorn ist von Siam als Richter bestellt. Kann er da auch für 
Deutschland Advokat sein, natürlich nicht in derselben Streit- 
sache, aber doch vor dem Haager Schiedsgericht? Und weiter: 
Kann jemand, der bereits eine Anwaltsvertretung angenommen 
liiit, noch auf der Liste der Schiedsrichter stehen bleiben? 

Descamps bejahte die letzte Frage; .sonst würden sich 
fähige Schiedsrichter nicht in die Liste eiutragen la.ssen, um 
sich die Möglichkeit zu erhalten, zum .Advokaten oder Agenten 
gewählt zu werden. 

Der französische Vertreter Bourgeois fülirte iuis, es gebe 
nur eine zeitliche. Inkompatibilität. Man könne nicht zugleich 
in einem Schiedsgericht Mitglied und in einem anderen .Ad- 
vokat oder .Agent sein. Habe aber jemand nicht gerade als 
Schiedsrichter zu tun, so könne ihn der Umstand, dass er auf 
der Liste stelle, niclit liindern, als .Agent oder Advokat auf- 
zutreten. 

Das Komitee beschloss auf Grund dieser Anregung, fol- 
gende von Descamps vorgeschlagene Erklärung in den Be- 
richt aufzunehmen; 

Kein Mitglied des Schiedshofs kann während der Dauer 
seines Amtes als .Mitglied eines Schiedsgerichts den .Auftrag 
als Agent oder Advokat vor einem anderen Schiedsgericht 
annehmen. 

Damit war anerkannt, ditss .Mitglieder des Schiedshofs, 
welche nicht gerade .Mitglieder eines Schied.sgerichts sind, als 
Advokaten und Agenten in einem Schiedsgericht tätig sein 
können. Die Inkompatibilität war insoweit verneint. 

Anerkannt war aber, dass Mitglieder des ständigen Schied.s- 
hofs nicht zu gleicher Zeit an einem Schiedsgericht .Mitglied 
und an einem anderen Advokat oder Agent sein können. In- 
soweit war die Inkompatibilität bejaht. 

Dieser Be.schlii.ss beschäftigte sieh übrigens nur mit dem 
im Scho.sse des Schiedshofs srebildeten Schicds<rericht. 

Die Kommi.s.son nahm die Erklärung des Komitees zur 
Kenntnis, nachdem Ho 11s noch einmal vergeblich versucht 
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hatte, für den enj^lisch - amerikanisclien Gnind.satz „once a 
judge, always a jiidge“ eine Lanze zu brechen. Holls ver- 
trat die An.sicht, dsiss die »Schiedsrichter liöchstens von ihrem 
eigenen Land resp. dem ernennenden Staat ein Anvvaltsmaiidat 
annelimen können. Man müsse es verhindern, das.s ein Schied.s- 
liofinitglied, nachdem es kurz zuvor Hecht gesprochen liat, 
auf einmal vor seinen früheren Kollegen mit einer bei seinem 
richterlichen Amt geborgten Autorität als Advokat auftrete. 
Descamps aber wies mit Nachdruck darauf, dass Staaten, 
welche hier weitere Beschränkungen wünschen, diese bei der 
Ernennung ihrer Schiedsrichter ja auferlegen können; Sache 
eines allgemeinen Abkommens sei das nicht. 

III. Das Schiedsgericht entscheidet über die zu wählende 
Sprache'). 

Ist das Schiedsgericht auch befugt, seine Ztistän’digkeit 
zu be.stimmen? 

In dem berühmten Alabamafall, welcher die Schiedsfrage 
so mächtig gefordert hat, war die Frage bejaht worden. 
Geffcken erklärte es aber nach wie vor als irrig. 

Das war eine alte Streitfrage, in deren Beantwortung auch 
die Bevollmächtigten der Konferenz nur schwer zu einer Eini- 
gung kamen. Gegenüber der Forderung .Vssers, hier dem 
»'Schiedsgericht die grö.sste Freiheit zu lassen, wurde von Bour- 
geois geltend gemacht, dass dies unter Umständen sehr ntich- 
teilig sein könne. Der jeweilige Schiedsvertrag allein dürfe 
mas.sgebend .sein. Andernfalls würde man den Staaten die 
S<-hied.sgerichte verleiden, denn diese würden den Schied.ssjiruch 
nur dann anrufen, wenn sic keine Überraschungen zu ge- 
wärtigen hätten. 

Man erkannte aber, dass die Sehiedss])rechung wie jede 
Hechtsprechnng eines festeren Rückhaltes bedürfe, und dem- 
gemä.ss bestimmt der Art. -LS : 

,Das Schiedsgericht Ft befugt, seine Zuständigkeit zu be- 
stimmen, indem es den Schiedsvertrag, sowie die sonstigen 

1) Art. 3.S. 
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Staatsverträge, die flir den Gegen.stanil angeführt werden 
können, anslegt und die (irundsätze des Völkerredits an- 
wendet.“ 

Ich habe schon frUlier erklärt’); „Wenn die Kompetenz 
mittelst strikter Interpretation nicht festge-stellt werden kann, 
so ist .sie doch im Zweifel zn bejahen. Denn es erfolgt hier- 
durch kein Eingritf in die Befugni.sse eines ordentlichen Ge- 
richts, und cs wird immerhin die Entscheidung einer sonst 
streitigen Angelegenheit herbeigefiihrt, der gegenüber ja immer 
noch die Möglichkeit eines kriegeris<dien .\u.strags verbleibt. 
Hei die.ser Sachlage lege ich dem Einwand, eine Behörde könne 
den Akt nicht authentisch interpretieren, der sie erst ge.schatfen 
habe, keine besondere Bedeutung bei.“ Auch die staatlichen 
Gericht»! fas.sen ülter ihre Kompetenz Be.sehlus.s. 

IV. Die auf das Verfahren bezüglichen Anordnungen 
zur Leitung der Streitsache werden vom Sehiedsgericht erlassen. 
Dasselbe be.stimmt auch die Formen und Fristen für ilie .\n- 
tragstellung der Parteien und ordnet »lie Beweisaufnahme*). 

Das Schiedsverfahren zerfällt regelmässig in zwei ge.son- 
derte .Abschnitte: das A'orverfahren und »lie Verhaiullung’). 

1. Das V'orverfah re n urafas.st »lie Aktenproduktion*), 
wobei zu beachten ist, das.s jede.s von einer Partei V(jrgelcgte 
Schriftstück tler andern Partei in vonschriftsmässiger Form 
und Frist zugeleitet werthm nniss'j. 

Nach dem S»'hluss des Vorverfahrens ist das Schieds- 
gericht befugt, alle neuen Aktenstücke und Urkunden von »1er 
Verhandlung auszuschlic.ssen, falls nicht die Gegenpartei au.s- 
drücklich ihre Einwilligung erklärt“). 

.Vndernteils kann aber das Schiedsgericht, falls sich eine 
Partei während der Verhandlung auf neue Aktenstücke beruft. 

1) ,Vi»Ikferrechllicht* Srliieilsiri'rirliti*“ ISiK), S, 14 f. 

ü) Art. 49. 

»1 Art. 39. 

4) a. a. O. 

5) Art. 40. 

8) Art. 4’. 

4 * 
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die \’orlage der letzteren verlangen, wenn es dieselben in 
Betracht zu ziehen gedenkt'). Natürlich müssen dieselben 
dann auch der Gegenpartei mitgeteilt werden*). 

Auch darüber binaus kann das Schiedsgericht die Vorlage 
aller nötigen Aktenstücke und Autklänmgen verlangen. Im 
Falle der Verweigerung nimmt das Schiedsgericht von ihr 
Vermerk *). 

Dieser Bestimmung zumal legte man mit Hecht eine 
grosse Bedeutung bei. Das Schiedsgericht kann hiernach einer 
Partei nach Bedürfnis die Auflage maelien, ihre Aussagen zu 
rechtfertigen ; und kommt sie dieser Auflage nicht nach, so 
tut sie das auf eigene Gefahr. Der Art. 44 wahrt also in 
gleicher Weise das Recht des Schiedsgerichts und die Freiheit 
der Parteien. 

2. Die \'erhaiidlung besteht in den mündlichen Partei- 
vorträgen vor dem Schiedsgericht*). 

Sie wird vom ^hn•sitzenden geleitet und ist nur dann 
öffentlich, wiuin unter Zustimmung der Parteien ein diesbezüg- 
licher Beschluss des Schiedsgerichte ergeht*). Über die Ver- 
handlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches öffentliche 
Beweiskraft hat*). Auch die Stimmenthaltung bei der Ab- 
stimmung ist zu protokollieren*). 

Fs ist Freiheit der Verteidigung garantiert*). Die Partei- 
vertreter können auch Einreden und Zwischeustreit erheben, 
worüber dann endgültig enteehieden wird’). Die Mitglieder 
des Schiedsgeriebte sind befugt, an die Partei Vertreter Fragen 
zu stellen und von ihnen Aid’klärungen zu fordern'*). Die 

1) Art «. 
fl. a. 0. 

3) Art. 44. 

t) Art. 3«. 

4) Art. 41. 

3) fl. fl. 0. 

!) Art. .M. 

3) Art. 45. 

3) Art. 40. 

13) ,.\rt. 47. Die .SclilitflfliH'stiiiiimiiig ileH Art. 44 wirkt auch hierher. 
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Fragen uiul Heiiievkiiiigen der Scdiiedsricliter «ind oline prä- 
judizielle Hedeiitung flir das Heliiedsgericlit ‘). 

Naclulem die Parteivertreter alle Beweise und Aufklä- 
rungen geliefert lial)en, spricht der Versitzende den Schluss 
der Verhandlung aus*). 

V', Die Beratung des Schiedsgerichts ist stets geheim®); 
und die Entscheidung erfolgt mit Stimmenmehrheit*); aber 
nicht etwa der anwesenden, sondern aller ernannten Mitglieder 
des Schiedsgerichts. Uie Streichung von „presents“ im rus- 
sischen Entwurf erfolgte, um bessere (Jarautien zu geben, die 
um so wünschenswerter waren, als keine Bestimmungen über 
Beschlussfähigkeit vorgiiseheu sind. Man sprach in der Kom- 
mission auf Anregung des rumänischen Bevollmächtigten 
Papinin auch über den Fall, dass es bei einer das Haager 
Abkommen derogierenden Besetzung nicht möglich sei, eine 
Majorität zu eraielen und kam zu dem Uesultat, dass es den 
beteiligten Regieningen überlassen bleiben müsse, hier ent- 
sprechende Abhilfe zu schaffen. 

Der Schiedsspruch ist schriftlich abzufas.sen und von 
jedem Mitglied des Schiedsgerichts zu unterzeichnen. Die 
in der Minderheit gebliebenen Mitglieder haben das Recht — 
nicht, wie der Entwurf gewollt hatte', die Pflicht — die Ver- 
weigerung ihrer Zustimmung festzustellen’'). 

Ist der Schiedsspruch auch mit Entscheidungsgründen 
zu versehen? 

Der nissische Entwurf hatte durch sein Schweigen die 
Frage verneint. Diiss sie aber schliesslich bejaht wurde*), ist 
vor allem ilas Verdienst des deutschen Bevollmächtigten 

1) .^rt. 47. 

2) Art. 50. 

2) Art. 5t. 

*1 a. B. 0. Die völkerrechtliche Praxis stand schon bisher auf diesem Boden. 
Die Behauptung der vereinigten Staaten 1877 (nach dem ScbicdHsprucIi von Halifax) 
ein Schiedsspruch erfordere Rinhelligkeit, wurde von England mit Erfolg zurück 
gewiesen. 

S) Art. 52. 

fi) a. B. 0. 
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Dr. Zorn, welcher einen diesbeziiglichen Antrag stellte mul 
witulerholt verteidigte. Der reehtliche Charakter der Schieds- 
Bprechnng redete hier entscheidend mit. 

V. Martens sprach von der politisidien Natnr der .Sehietls- 
sprechnng: die Schiedsrichter seien nicht allein Hiehter, son- 
tlent auch Vertreter ihrer Regiernngen. Da sei cs denn ein 
starkes Stück, wenn man von ihnen verlange, dass sie nicht 
bloss ihre Regierung verurteilen, sondern dieses Urteil auch 
rechtfertigen und demgemäss verschärfen. Das gelte weniger 
für die eigentliche Urteilsbegründung als für die Darstellung 
de.s Tatbestandes, oder die Feststellung, da.ss eine 1‘artei nicht 
richtig gehandelt habe. Der juristische Fortschritt bedeute somit 
ein juaktisches Ilindeniis; denn die Sehietlsrichter aus dem ver- 
urteilten Staate wtirden .sich l>ci der Notwendigkeit der Begrüti- 
dnng der Stimme enthalten , wtMlnreh der S«>hieds.spruch an 
seiner morali-schen Hedeutung verliere. 

Im ührigen wollte damit die Urteilsbegründung natürlich 
nicht verboten, sondern nur die Freiheit gewahrt werden. 

Der l)elgisehe Bevollmächtigte Descamps erkannte die 
politische Tragweite der ru.s.sisehen Atittassung zwar an, alter 
er meinte, eine nur kurze Begründung würde noch ideht die 
befürchtete Folge haben. Die Schiedsspretdiung sei eineClerichts- 
sache und da könne man auf die Entscheidungsgründe nicht 
verzichten. Die Pflicht der Urteilsbegründting sei überall ein 
wesentlicher .'^ehutz für die f Jeriehtsuntertanen und bedinge 
den Fortschritt des Hechts. 

Dr. Zorn sagte; Schieilssprüche sind Heehtsentscheidnugen. 
und diese kann man sich ohne Begründung nicht denken. 
Der holländische Bevollmächtigte Rahusen tilgte dem hinzu: 
Der Schwerpunkt liegt ül«'rhau]it mehr in den Ent.scheidungs- 
gründen als in der Entscheidung .selbst. Sein Landsmann 
.\sser hatte, sich in diesem Fimi schon früher ausge.sproehen 
und dabei den ru.ssi.schen Vertreter gefragt, ob er auch nur 
einen einzigen Sehied.sspruch nennen könne, der nicht be- 
gründet worden sei. .Vber v. .Martens antwortete, in der 
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Aliibiuna- und in der BcdiriiigstVage liiitteii einifje Mitglieder 
wegen der Begründung ihre Unterschrif'l verweigert. 

Der serbwchc Bevolhnäebtigte Dr. Veljkovite]i führte 
aus, man befUrehto mit Unreelit, dass die Motive piditistdier 
Art sein konnten, wodureli die betretfenden Staaten blos.sgc- 
stellt würden. Die Sehicds-sprüche hätten mit der Politik 
niehts zu tun, und Sehiedsriehter, welche in ihre Entschei- 
dungen die Politik hineintragen, würden den Kähmen ihrer 
Zuständigkeit verlassen. Es sei vielleicht gut, im Protokoll 
festzu.stellen, tla.ss der Schiedsspruch keine Erwägungen poli- 
tischer .\rt enthalteti dürfe. 

Aber der Berichterstatter Descamps verwiderte, der 
Kichter sei in seiner Begründung souverän. Man könne 
sicher sein, dti.ss er bemüht sein werde, der Kechtspreehung 
zu diemai nnd nicht Politik zu treiben. 

Der Beschluss der Konferenz, da.ss Schiedssprüche mit 
Entscheidungsgründen versehen werden müssen, ist zu billigen. 

Der Charakter der Kccht.spreclmng muss hier entschcidenil 
werden, ürtidle erfordern eine Urteilsbegründung, und davon 
kann inshe.sondere angcsieht.s des Naehprüfungsrechts nicht 
abge.schen werden. Stehen die nationalen Erwägungen hindernd 
im \\eg, so ergibt sich daraus nur die Notwendigkeit, die 
Staat.sangehörigen wegen Befangenheit vom Hichterstuhl au.s- 
ziischlie.ssen. 

Die.se Frage war mm auch in der Tat, aber in einem 
anderen Zu.sammenhang — zu .\rt. 21 — erörtert worden; 
doch kam hier die Konferenz zu einem andi-ren Kesultat. 

Der eiigliselu^ Entwurf hatte für Normalbesetzung des 
ständigen Schiedsgcriehls die Drei-Zahl vorgesclum , und der 
amerikanisfdie Bevollmächtigte Holls stellte daher den An- 
trag, es .seien für diesen I-'all zur .Sicherung iler richterlichen 
Unparteilichkeit di(‘ .'Staatsangehörigen vom Sehicdsriehleramt 
aiiszusehliessen ; denn die beiden stneii in Wahrheit doch mir 
Parteivertreter, die auch im \’ergleichsweg keine Zugestätidnisse 
machen könnten; nnd deshalb sei der Obmann alleiniger Kichter. 
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riiaf Xigra mul Odier unterstützten zwar tlen 
Aiiii'uj;, iil»er auch hier kehrte der russische Bevollmächtigte 
V. Martens das politische Moment der Sehiedsprechung her- 
vor: die Staaten würden eher die Schiedssprecdmng anruten, 
wenn sie sjjüter im Gerichtshof vertreten seien. 

Itescamps sah in einer solchen Besetzung eine wiin- 
M-henswerte Garantie der souveränen Staaten und wollte eben- 
sowenig wie l)r. Zorn auf internationalem Gebiet den Grund- 
satz des nationalen Zivilprozesses gelten las-sen, da.ss niemand 
Bichter in eigener Kache sei. Bourgeois sah in der Partei- 
[»eseizung nicht bloss ein weises Zugeständnis, sondern auch 
irinen natürlichen Übergang von der diplomatischen zur ge- 
richtlichen Verhandlung. Im übrigen erkannte er an, das.s 
hier die Sache beim ständigen und beim freien Schiedsgericht 
gleiclnnässig gelagert sei. Man fand es ganz natürlich, dass 
eine Partei überliaupt nur eigene Angehörige als Schieds- 
richter abordnet, so dass in Wahrheit die Fhit-seheidimg beim 
Obmann .steht. 

Ich hin der Meinung, dass die Konferenz den Charakter 
der Bechtsprechung Ixdm Schiedsgericht zu wenig und die 
Politik zu viel betont liat'). Der praktische Mann muss 
damit rechnen, dass die. Nationalen iin »Schiedsgericht im 
wesentlichen Parteivertreter sind. Die Parteien mögen solche 
\'crtreter ('Advokaten, Becht.sbcistände) nach Belieben bestellen, 
abi-r iliese köiinen dann do(di iinniöglich zu gleicher Zeit 
Bichter sein. Die weitere Entwickelung des 8<diicdsrccht.s 
illlrfic passendcrweisc hier noch einmal kritisch anzuknüpfen 
haben. 

\’l. Der Schiedsspruch ist zu verkündigen und zuzu- 
s teilen, ln Anwesenheit der Parteivertreter oder wenigstens 
nach ilercn gehöriger Ladung ist der Sehieds.sprueh in öffent- 

1) Und doch beisst oa im Art. 15, die internationale Scbi^dssprechung sei eine 
ricbterüche Entocheidnng auf Grund der Achtung vor dem Recht«. Wanrni b«* 
sefarAnkt man denn ferner die Schiedsaprechung auf Kechtsstreitigkoiten und erklftrt 
sie bei politischen Differenzen för unmöglich? 
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Heller Sitzung zu verlesen') und diiiiii den Agenten der .streiten- 
den Teile niitzuteileii. Damit ist das Strcitverliältuis endgültig 
und mit Ausschluss der Berufung entschieden.’) 

VII. Zur richterlichen Nachprüfung — die unterschieds- 
los Berufung und Revision genannt wird und keins von 
Heiden ist — kommt e.s nur kraft hesonderen Vorbehalts im 
Schiedsvertrag, der auch die Nachprüfungsfri.st bc.stimmt.’) 

Der Antrag auf Nachjirüfiing muss, unbe.schadet ander- 
weitiger \’ercinbarung, bei dem Schiedsgericht angebracht 
werden, das den Spruch erlassen und nunmehr auch nachzu- 
prilfen hat. Diese Identität de.s erkennenden und des nach- 
prüfenden Gerichts, macht vor allem die eharakteristi.sehe Be- 
stimmtheit des internationalen Naehpriifungsverfahrens aus. 

Der ruasisehe Entwurf*) hatte Niehtigkeitsgründe vorge- 
sehen (Nichtigkeit des Behiedsvertrags, Komjietenzüberschrei- 
tungen und Bestechung). Aber das Komitee sagte .sich : Keine 
Niehtigkeitsgründe ohne Instanz! Einen Instanzenzug aber 
wollte man nicht"). Man Hess daher diese Idee fallen und 
versuchte es mit der Nachprüfung. 

Der .\ntrag auf Nachprüfung kann nur auf die Er- 
mittelung einer neuen Tatsache gegründet werden, die einen 
entseheidenden Einfluss auf den Spruch auszuüben geeignet 
gewesen wäre und bei Sehlu.ss der Verhandlung dem Schieds- 
gericht selbst und der Partei, welche die Naehjuiifung bean- 
tragt hat, unbekannt war. 

Das Schied.sgerieht cröft'net das Nachprlifungsvcrfahren 
durch den Feststellungs-Beschlu.ss, da.ss neue Tatsachen be- 
kannt geworden sind, und dass insoweit der Antrag zuläs.sig ist.*) 

I) Art. .VI 

S) Art. 54. 

3) Art. 55. 

<) Art. 26. 

Ich hatte 1890 Torgeschlagen, es raüge in Her SchiedsprozesBordnung aus- 
genprochen werden, desn über dio Berechtigung einer Anfechtung zweitinstanzlich zu 
entscheiden sei („Völkerrechtliche Schiedsgerichte“) S. H9. 

«) Art. 65. 
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Tn W ahrheit handelt es shdi hier um die W iederaiit- 
iiahme des Verfahrens mit nur vertragsmässiger Zulässigkeit 
lind vertragsmässiger Fristhcstimmung. Man reehnete damit, 
wie l)r. Zorn in seiner Befürwortung des amerikanisehen 
Antrags erklärte, dass eine Entseheidung endgültig und doeh 
irrig sei. l>ie Naehprüfung war diireh den Entwurf des 
Institut de droit international (Art. 18) vorbereitet, geht auf 
das amerikanische Seliiedshofprojekt zurüek und fand in dem 
aimaikanisehen Bevollmächtigten llolls ihren unermüdlichen 
Verteidiger, während insbe.sondere Ru.ssland und Belgien dem 
Naehprüfung.sprinzip abgeneigt waren. Die heutige Fassung ist 
übrigens nur das Ergebnis langer Kämpfe und mannigfacher 
Komprommisse. 

Ich bin der Meinung, da.ss die Naeh[irüfung nicht von 
einer vertragsmäs.sigen Vorkehrung abhängig gemacht werden 
•sollte; sie inü.sstc kraft Reeht.ssatzes in jedem Fall zulässig 
sein. Denn im voraus lässt es sich schwer ermessen, ob man 
eine Nachprüfung ins Auge fa.ssen mu.ss. 

\’lll. Der Sehieds-spruch ist eine rech 1 1 i eh e Pin tsehei- 
dung, <1. h. sic erfolgt durch Richter auf Grund des Rechtes*). 
Sic bindet nur die l’arteien. welche den Schiedsvertrag ge- 
schlos.sen haben’). 

Der auf den .Antrag des holländi.schen Bevollmächtigten 
.Vsser angenommene .Art. oü regelt das Interventionsreeht 
mler die Beteiligung dritter am Riudit.s.streil. 

Der italieni.sehc V'ertreter Graf N i g ra wollte das Schieds- 
gericht ermächtigt sehen, die I'Vist zu bestimmen, in welcher 
der .'Sehiedss]>rueh zu vollstreeken .sei. Aber auf den begrün- 
deten Piinsprueh von Dr. Zorn wurde dieser .Antrag zurüek- 
aezown. 

IX. Der Schiedsspruch entscheidet wohl den Streit; aber 
das A’ülkerre.cdit kennt zum FntiTsehied vom l’rivatreeht auf 
dem Schiedsreehtsgebiet keine Zwangsvo 1 1 st reck ung; und 

>) ,\rt. I.S. 

J) .^rt. 56. 
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ilas ist seiiu- Sfliwiiclie, ilie nie beseitif^t weiden wird. Aneli 
das als ydiiedsricliter gewälilte Staatsoberliaujit tritt mit der 
Pällung des Sdiiedsspritcbs /.iiriick und bat mit dem Vollzug 
nichts zu tun. Leimt eine Partei den S^ebiedssprudi al>, so be- 
deutet das in keiner Weise eine ( Jeringsdiätzung oder un- 
fVeundlidie llandliing gegen den Sebicdsriditcr. Man ist auf 
freiwillige Krfiillung angewiesen, die allerdings deswegen er- 
wartet werden kann, weil die Parteien im Sebiedsvertrag die 
VerpHiditung übernommen liaben, sieb dem Sdnedssprudi in 
jedem Fall auf 'l’reu und (ilaiiben zu unterwerfen. Sie sind also 
jetzt mehr denn früher der moralidien Verurteilung vor der 
ganzen Welt ausgesetzt. Damit muss mau auszukommen 
suchen. Ich erklärtes schon früher*): Das Völkerrecht i.st bei 
freiwilliger Erfüllung alles, im anderen Fall nichts: das ist 
'l'atsadie, die keine Sdiwärmerei beseitigt. 


Die Haager Konferenz hat sich in der («e.sehichte de.s 
Völkerrechts ein ehrendes Denkmal gesetzt. 

Den ewigen Frieden braidite sie uns freilich nicht; aber 
den hält auch nur der Unverstand für möglich. 

8o lange cs .Menschen gibt mit Leiilcnscdiaften und He- 
dürfnissen, gibt c.s Streit; und so lange es Staaten gibt, be- 
droht der Krieg wie ein Damoklesschwert die Menschheit. 
\\ ir müssen also wohl oder ülud für ihn gerü.stet sein. 

Die Haager Konferenz hat die Möglichkeit (h?s Krieges 
bestimmt ins Auge gefasst und sieh bemüht, durch eine mög- 
lichst jiräzise und humane Ausbildnng des Kriegsrechts Will- 
kür und Grausamkeit einzudämmen, Härten und Missbräuche 
zu beseitigen. .\ber in den seltensten Fällen handelt es sieh 
bei Streitigkeiten der Staaten um Existenz und Ehre, und 
mancher Watfengang kann vermieden werden. 

Wem es glückt, dem Vaterland einen Krieg zu ers|iaren, 
der hat sich um die ganze Meiiscdiheit verdient gemacht. 

>) „Vülkerrorhtliche Schietlssei ichte“ S. -i#. Vgl mich ohvn S. 2)i. 
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Hier setzt das Abkommen zur friedlichen Erledigung inter- 
nationaler Streitfälle ein. 

Ein dauernder Friede ist durch da.sselbe freilich nicht 
gesichert. Aber auch Schlösser geben keine volle Sicherheit 
gegen Diebstahl und machen sich doch bezahlt. 

Am meisten bedrohen den Frieden die planmii.ssigcn \'er- 
hetzungen der Nationen und unverantwortlichen Entgleisungen 
der öffentlichen Meinung. Die Selbstzucht der Presse verbürgt 
den Frieden vielleicht besser als internationale Verträge. 

Der Präsident Staal hob am .Anfang der Konferenz her- 
vor, dass man keiner Chimäre nachjagen wolle und sich von 
ütoj)ieen freihalten werde. 

Es kann der Konferenz bescheinigt werden, dass ihr dies 
gelungen ist. Sie hat mit ihren HcschlUssen den Boden der 
Realpolitik nicht verlassen. Enthusiasmus und Kritizismus 
reichten sich wohlwollend die Hand und schufen vereint ein 
brauchbares M erk. 

Berufen durch einen edcldenkenden Kaiser und gefiirdert 
durch eine hochsinnige Königin, bot diese vom Geiste der 
Eintracht beseelte Versammlung scluni durch ihre Zusammen- 
.setzung die he.ste Gewähr. Die Haager Abkommen und Er- 
klärungen bilden einen .Markstein in der völkeiTcchtlichen 
Entwickelung. 

Man kann nicht mehr hinter denselben zurück, und ins- 
besondere finden die Schwärmereien ftir den ewigen Frie<lcn 
in den Haager Verhandlungen keine Stütze. Die Friedens- 
bewegung wird gut tun, damit zu rechnen. 

Andcrnteils aber kann und soll man über die Beschlüsse 
der Friedenskonferenz hinaus. In dieser Beziehung ist .schon 
durch die Haager Resolutionen ein gros.ses .Arbeitsfeld abge- 
steckt worden. Nehmen wir den Verlauf der Friedenskonferenz 
als gutes Zeichen für nachfolgende Taten! 
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Chronik. 

Nun erübrigt mir noch, der wichtigeren Ereigiiig.-ie zu 
gedenken, welelie sieli seit der letzten Stiftungsfeier an un.serer 
Universität zugetragen haben. 

I. Was zunächst den Uelirkörj>er betrifft, so lial)en in 
den einzelnen Fakultäten folgende \’ei'änderungen stattge- 
fumlen. 

ln der theologischen Fakultät hat der Piivaülozent 
L)r. Michael Faulhaber einen Ivuf als onlentlieher Professor 
für alttestamentliehe Exegese an die Kaiser- \\ ilhelms-Univer- 
sität Strassburg erhalten und wird dem.sclben mit Anfang 
Oktober Folge leisten; habilitiert hat sich als Privatdozeut 
für das Fach der Dogmatik I)r. philos. et theol. Anton Seitz 
aus Windsheim. 

In der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakul- 
tät wurde der durch den \\'eggang des l*rofe.ssors l)r. Augustin 
Finger erledigte Lehrstuhl für Strafrecht und Strafprozess- 
recht vom 1. Oktober 1902 ab wieder besetzt durch Pro- 
fe.ssor Dr. Friedrich Oetker, welcher aus Marburg hierher 
zurüekborufeii und dem auch die Vertretung des Hechts der 
freiwilligen Oeric.htsbarkeit übertragen wurde. 

ln der medizinisehen Fakultät wurde mit Allerh. Ent- 
8chlies.sung vom 14. Juni 1902 der ordentliche IVofessor, 
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fJelieiiiier Hat. Exa.-Ilenz Ur. Albert von Koel liker auf An- 
suchen von der Vertretung der Hi.-itologie, Embryologie und 
vergleichenden AuaUfmie, sowie von der Leitung des Instituts 
für vergleichende Anatomie, Histologie und Embryologie in 
ailerhuldvollster Anerkennung seiner langjährigen, hingeben- 
den und ausgezeichneten Is.-istungen enthoben und die Ver- 
tretung der genannten Fächer, sowie die Leitung des Insti- 
tuts dem ordentl. Professru’ der .Vnatomie l)r. Philipp 8tr>hr 
fibertragen. Her ansscrordentliche Professor T)r. Otto von 
Franqu^ schied mit 1. April 1903 aus dem Universitätsver- 
bande aus, um einem Hufe als ordentlielier Professor der Ge- 
burtshilfe und Gynäkologie an der deutschen Universität zu 
l’rag Folge zu husten. Den Privatdozenten Dr. Johannes 
Hobotta und Dr. .Johannes Müller wurde mit .Vllerh. Ent- 
s<;hlieKsiing vom 2G. v. Mts. Titel und Hang eines ausser- 
ordentliehen Professors verliehen; der Privatdozent Dr. Sommer 
wimle für das gegenwärtige Semester beurlaubt. .\ls Privat- 
d'ra-nten habilitierten si<'h Dr. Otto Rostoski aus Wende- 
niark für das Fach der inneren Medizin und Dr. Ludwig 
Hiirkhardt aus .Ansbach für Chirurgie. 

Die philosophische Fakultät hat in ihren beiden 
Sektionen empfindliche Verluste durch Berufungen nach aus- 
wärts erlitten, so gingen mit 1. .April c. der ordentliche Pro- 
fes.*or für .Mathrunatik Dr. Aurel A’oss nach München und 
der ord. Professor der alten Geschichte Dr. nrich AVileken 
nach Halle, während die aus.serordentl. Professoren Dr. Wil- 
helm Wisliceniis und Dr. Theodor Des Coudres, ersterer 
einem Hufe als ordentl. Profcs.sor für Chemie nach Tfibingen, 
letztcn;r einem sohdien als ordentl. Professor für Physik nach 
Leipzig, Folge leist(!ten; ein weiterer A'crlu.st steht der Faktd- 
tät bi-vor durch den mit .Ablauf des >revcnwärtiKen Semesters 
ertblgenden Übertritt des ordentl. Professors für (,'hemie und 
A’orsUinds des chemischen Instituts Dr. Arthur Hantzsch an 
die I 'niversität Leipzig. Auch an den Professor der Physik 
und Voistand des physikal. Instituts Dr. Wilhelm Wien war 
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ein Ruf an die Universität lAÜ])/.ijf ergangen, doch gelang es 
dem Entgegenkommen einer hohen Kgl. Staatsregierung den- 
.selhcn unserer Universität zu erhalten. — Mit ,\llcrh. Ent- 
sehliessung vom 20. November 1902 wurde genehmigt, dass 
die ausserordentliche Professur für neuere (lesehiehte an 
hiesiger Universität in eine ordentliche Professur umgewandelt 
werde, und wurden mit gleicher Entsehlie.ssuiig die bisherigen 
ausserordentliehen Profes.soren Dr. .\nton Uhroust und Ur. Max 
Förster zu ordentlichen Profe.s.soren , letzterer flir engli.sehe 
Philologie, ersterer für neuere (jcschiehte und die historisehen 
Hilfswis-sensehaften ernannt. Auf den seit längerer Zeit er- 
ledigten lichrstuhl tiir klassische Philologie und Pädagogik 
wurde vom 1. April c. ab der bi.sherige Ku.stos an der kgl. 
Hof- und Staatsliibliotbek in München Dr. Franz Boll be- 
rufen. Der titulierte au.s.serordenl lieber Profcs.sor Dr. .Julius 
Tafel wurde zum au.sserordentliehen Profe.ssor ernannt und 
demselben die analytische Chemie als liehraufgabc über- 
tragen. Dem Privatdozenten Dr. Karl Marbe wurde Titel 
und Rang eines aiisseronlentliehen Professors verliehen. Dem 
Privatdozenten Dr. Paul II a u p t f 1 e i s c h der bewilligte 
Urlaub bis 1. .lanuar 1905 verlängert. Habilitiert hat sieh 
als l’rivatdozent für Philo.sophie Dr. Christoph 8ehcrer aus 
Sehweinfurt. Durch den Tod wurde der Fakultät entri.sscn 
ihr dienstä bestes Mitglied der ordentliche ITofessor der Päda- 
gogik, Didaktik und der kla.ssisehen Philologie, Geheimer 
Hofrat Dr. Lorenz G rasberger, welcher am 22. .lanuar 1903 
dahier verschieden ist. 'Geboren am 9. August 1830 zu llart- 
penning in < tberbavern wurde ihm nach Ab.solvierung seiner 
Studien 1855 die Assistentenstelle am philolog. Seminar der 
Univei-sität, sowie am Gymnasium zu Würzburg übertragen 
und er 1858 zum Studienlehrer ernannt. 1800 habilitierte 
er si(;h als Privatdozent. 1864 wurde ihm eine aiisserordent- 
Professur in der j>hil. Fakultät übertragen mit der VerpHieh- 
ttmg zur \’ertretung der Pädagogik und Didaktik, ln dieser 
Stellung wurde er 18ti7 zum Kreisseludan-h für l'nterfrauken 
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bestellt. 1868 zum ordentlichen Professor für Pädagogik. 
Ilidaktik und klassische Phihdogie ernannt, erhielt er 1871 
die ?5telle eines II. Vor.standcs des Seminars für klas-sische 
Philologie und 1890, bei Neuordnung der Seminarien, die 
Stelle des Vorsüindes des ])hilologischen Pro.seminars über- 
tragen. Uber ein ilenschenalter wirkte er an unserer Uni- 
versität als hoehangesehener Lehrer und Forscher. Nach 
vollendetem 70. Leben-sjahre trat er mit Schluss de.s Sommer- 
semesters 1901 von seiner ordentlichen Tätigkeit zurück. Wir 
verloren mit ihm einen vortrefflichen Ijchrer, einen hochge- 
schätzten Kollegen, dem die Alma Julia stets eine dankbare 
Erinnerung bewahren wird. 

II. Auszeichnungen. Der Senior der medizinischen 
Fakultät, Geheimer Rat, E.vzellenz Dr. Albert von Koelliker 
wurde durcb Verleihung des Verdienstordens vom heiligen 
Michael I. Klasse ausgezeichnet, auch erhielt derselbe von 
der Linnean Society in London die goldene X'erdien.stmedaille 
für hervorragende Leistungen auf wi.ssensehaftlichem Gebiete 
verliehen. Dem ordentl. Professor Dr. Adam Kunkel wurde 
der Verdienstorden des heil. Michael IV. Klasse verliehen. 
Der ordentl. Professor Geheimrat Dr. Wilhelm Ollvier von 
Leu he wurde zum Mitglied des deutschen Gesundheitsamtes 
uml Ehrenmitglied des internationalen Zentralbureaus zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose, ferner zum Komtur des Ehren- 
krenzes II. Klasse des Fürstlich Lippischen Hausordens er- 
nannt. Der au8.serordentI. Professor Dr. Julius Tafel erhielt 
seitens der physikalisch-medizinischen Societät zu Erlangen die 
Ernennung zum korresirnndiercnden Mitglicde. 

HL Was den Beamtenkörper unserer Universität be- 
trifft. so wurde; dem Universitäts-Syndikus und Senatssekretär 
Heinrich Bainnann der 'I'itel eines Königlichen Universitäts- 
rates verliehen und der bisherige .Aktuar und funktionierende 
Gnästor Erhard .Müller zum (Quästor befiirdert, während wir 
zwei treue und pflichteifrige Beamte durch den Tod verloren 
halN.‘ii; den X'erwalter an der k. Univ.-Franenklinik Frans 
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Koniad Franz, der am 15. Dezember 1902 dabier, und den 
Sekretär au der k. Univensitätsbibliotbek Michael Fell, der 
am 17. März 1903 zu Uedwitz verntorben ist. 

IV. Was die Frequenz aiilangt, so wurde unsere IJni- 
ver.sität iin Sommer- Semester 1902 von 1198, im Winter- 
Semester 1902/03 von 130G rite immatrikulierten Studierenden 
besucht, wozu sich im ersteren Semester noch 37, i)u letzteren 
84 Hörer und Hfirerinnen gesellten. 

Promotionen tandeii statt in diesen zwei Semestern: 
bei der theologischen Fakultät 1 

„ „ rechts- u. staatsw. „ 22 

„ „ medizinischen „ (57 

„ „ philosophischen ,, 44. 

V. Der Professorcnrel i k tenk asse wurde von der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät der Betrag von 
200 M. aus der Fakultätskasse zugewendet. Den (lebern sei 
hiermit Dank ausgesprochen. 

VI. Im Anschluss hieran gereicht es mir zur Freude von 
einer Reihe von Geschenken berichten zu können, welche 
unserer Uiiivei'sität zugewendet wurden. So hat 1. das kunst- 
geschichtliche Museum (M. von Wagner-Stittung) eine grosse 
Anzahl, zum Teil sehr bedeutender, Geschenke dankbar zu 
verzeichnen, von denen allerdings einzelne schon im vorigen 
.Jahresberichte eine Stelle hätten finden können, zweckmässiger- 
weise aber erst liier ziisammen'irefasst werden. Die j;rosse 
Zahl der l''örderuntten zwingt dabei ohnehin zu summarischer 
Aufl'iihrung und Beschränkung aut' das Wichtigste, ohne der 
Herzlichkeit des Dankes für die nicht erwähnten Geber Fin- 
trag zu tun. Die Bibliothek des Museums hat Bereicherungen 
namentlich dem kgl. preussisehen I'nterrichtsministerium, dem 
kais. Deutschen arehäologiselien Institut und Herrn Kunst- 
maler F. Leinecker in München zu verdanken. \’on diesem 
unermüdlichen Förderer unserer Sammlung ist denn auch 
wieder eine grössere .\nzahl von Kunstblättern versehiedenster 
.\rt, Kupferstichen, Radierungen und dergleichen übersandt 
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worden. Von den plasti.-icdien Werken muss eine Büste de.'! 
verstorbenen Konservators der Bainmliing, Prof. Öittl, ge- 
schenkt von seinem Vater, hervorgelioben weiden und die 
Büste des verstorbenen Prof, unserer llocliscliule, Adolf Fick, 
geschenkt von .seinen Kindern. Die iSammlung der antiken 
< )riginale ist besonders durch eine grosse Anzahl iigypti.scher 
Altertümer, namentlich der ältesten Zeit, bereichert worden, 
die wir durch Vermittelung des Heim Dr. F. W. von Bissiiig 
in München vom Fgypt Research account und Fgypt E.xplo- 
ratioii Fund erliielten. Figäiizungeii zu dieser Sammlung 
schenkte dann noch Herr von Bis sing selbst und fiigte als 
sehr erwünsidite Beieichenmg der Vasensammlung einen klazo- 
nienischen bemalten Ton.sarkopliag hinzu. Der General Ver- 
waltung der kgl. iMuseeii in Berlin verdanken wir eine grö.ssere 
Sammlung trojanischer Gefässe und Altertümer. Einen antiken 
Marmortorso schenkte S. Exzellenz der k. bayerische Gesandte 
in Berlin, Herr Graf II. von Lerelieiifelil-K öfering. Kür 
sonstige Gaben sind wir Herrn Dr. Bieling hier, Herrn Prof. 
Jjöschke in Bonn, Herrn Weifert in Belgrad und amlern 
verpriiehtet. 

WOhl in keinem .lahie ihres Besteliens ist feiner: ' 2 . die 
köiiigl. Universitätsbibliothek so reich mit Geschenken bedaciit 
worden, wie im verflo.ssenen. Die X'erhandlungen mit der 
physikali.sch-medizitiischen Ge.sellschaft, welche lange geritlit 
hatten, haben zu dem erfreulichen Ergebnis geführt, dass die 
Gesellscliaft ilire ganze Bibliothek an die k. Univ. -Bibliothek 
zur bleibenden Aufbewaliriing und Verwaltung Uberlas.sen und 
damit auch weiteren Kreisen eine reiche Quelle des Wissens 
erschlossen hat. Die.se ausgezeichnete Bainmliing, zumeist von 
Behrifteii naturwissen.schaftlieher und medizinischer Vereine, 
welche sich eines starken Wachstums erfreut, ist niinmehr in 
der Fniv.-Bibliothek aiifgestellt. Mit nicht geringer Befriedi- 
gung lind gebührendem Danke bcgrü.ssen wir auch ein Ver- 
mächtiiis eines ehemaligen gefeierten Lelirers der Alma .bilia, 
des <leh.-Kats Gerhardt in Berlin. Kurz vor .seinem Tode 
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lüUfo er den Wiinseli iiiisfjesjn-oelien, das^< von seiner Hil)liotliek 
tlerjenifre Teil, welelien die beiden Medizin studierenden Söhne 
nielit llbernelnnen, der Bibliothek der Wilr/burfrcr Universität, 
„welcher er eifrentlieh seine Stellung ini Beben zu verdanken 
habe“, zur Verlue;ung gestellt werde l>ie Hinterbliebenen 
gestatteten in entgegenkoniniendster M eise eine .Auswahl zahl- 
reicher bedeutenderer M erke aus dein Gebiete der neuesten 
patbologisehcn und thera])eutiscbeii Literatur. Eine höchst 
wertvolle Ergänzung zu diesem liCgat bildet das grossartige 
Bliehergesehenk des Bezirksarzts Dr. Agatz in .Augsburg. 
Selten werden sieh so viele und so gute Bücher in der Biblio- 
thek eines Arztes vereinigt linden. Neben seiner ausgebreiteten 
l’raxis erübrigte sich der tretHiche Alaun noch so viel Zeit, 
nni dein Gange. <ler literarischen Produktion auf versehiedenen 
Gebieten zu folgen. Er kaufte nicht, um Bücher zu haben 
oder um diese und jene literarische Seltenheit sein eigen 
nennen zu können; mit kritischem Blick und vollem Verständ- 
nis wählte er aus, denn er wollte sich nur von gehaltvollen 
Büchcni umgeben sehen; und um den M’ert seiner Sammlung 
zu erhöhen, scheute er kein < >|ifer. ln juetätsvoller Erinne- 
rung an die Hochschule, iler er seine Ausbildung verdankte, 
bestimmte er, da.ss die Universität M'iirzbiirg nach .seinem 
Tode seine Büi-her erhalten sidle. Seit Herbst v. .1. sind wir 
im Besitze iliescs Sidiatzes. der den Namen seines Stifters in 
bleibeniler dankbarer Erinnerung erhalten wird. 

.‘5. Herselbe edle Geber bat auch .•<ein gesamtes Instru- 
mentarium. darunter höchst wertvolle .Mikrosko|ie unserer 
Universität hinterlasscn. I'as-clbc wiinle den einzidnen Insti- 
tuten ziigewie.sen und mit grossem Banke ■•ntgegengenonmien. 

•t. \'on den Bildhauern tlebrüder l•'eile in Mürzburg 
wurile der Universität eine l'orträtbüste «les ver.storbeiieu Ge- 
heimrates |lr. .1. von Sachs zum Ge.sidienk gemaebt. Hie 
Büste wini im Ilörsaale des botauiselieii Instituts zur .\ul- 
stcllung gelangen. 
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VII. I>ic bii II I i (• he 'l'jUiffkcit anlan<r»“ii(l, sn wunle 
iler iiiicli /.weieiiiliallijäliriger Hauf'iiliniiig vollendete Neuliau 
lies iiiiiieralogiseli-geologisehen Instituts seit 1. April d. •!. 
dein Institntsvor.stande zur Vei-fiigiing ge.stellt. Die frilher 
viitn inineralugiselieii Institut benützten liiiunie im alten Uni- 
versitiitsgeliiiude snlleii für Zweeke der Universitätsbibliothek 
und des kunstgesebielitliclien Museums in stand gesetzt werden. 
Im phvsikiilisehen Institute wurde der liörsaal vergrüssert und 
im vergangenen Wintersemester in Ik-triel) genommen; das 
pli\ siolugiselie Institut wurde mit elektrischer Heleuchtung 
verseilen, und in dem der Universität gehörigen Anwesen Nr. 22 
im Zwinger wurden Räume für das romanische und englische 
Seminar nutzbar gemacht. 

Krwähnt soll hier noch werden, dass es dem k. Univ.- 
\’erwallungs-Aiisschuss gelang, das Ibichersche Anwesen Nr. 13 
in der Doinerschulstrasse zu erwerben. Mit M.-E. vom 3. April 
e. wurde dieser Ankauf genehmigt. 

VIII. Seit einer langen Reihe von .lahrcn hat der Rechts- 
anwalt k. .lustizrat Eduard Mediciis dahier unserer Univer- 
sität .seinen üechtsbeistand geliehen und ihr viele wertvolle 


Dienste geleistet; als Zeichen der dankbaren Anerkennung 
wurde ihm die goldene .Tubiläum.smedaille unserer Universität 
durch den k. Univ.- Verwaltungs-Ausschuss im Einverständ- 


nisse mit dem Senat überreicht. 

IX. .Aus der Kranz von b’inecker’schen Freis- 
stiftung wurde der in einer silbernen .Medaille und KMtO M. 
bestehende Preis durch die medizini.sche Fakultät dem Dr. 
('. H. Schleich in Berlin zuerkannt. Derselbe hat ein neues 
Verfahren angegeben, durch örtliches Betäuben mit indilfe- 
renten Flü.ssigkeiten O])erationen schmerzlos auszuführen. 
Die.ses Verfahren „die Infiltrations-Anästhesie" hat sich glänzend 
bewährt; es kann in sehr vielen Fällen an Stelle der An- 
ästhesie durch f'hloroforin oder ,\ther angewendet werden. 
Bedenkt man die unvermeidlichen ( Jefahreu, die mit der An- 
wendung des Chloroforms oder Äthers verbunden sind, so 
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inusfi es als ein jrros.ser Fortscliritt anerkannt werden, dass 
wir nun in der Intiltrations-Anästliesie ein Vert'alircn besitzen, 
welches giinzlieh gefahrlos für den Kranken ein sehinerzloses 
(dperieren in sehr vielen Fällen gestattet, in denen man bisher 
zum Chloroform oder Äther greifen musste. 

X. Nun habe ieb noch über die eingelaufenen l’reis- 
aufgalien zu berichten. 

Die theologische. Fakidtät hatte als Thema gestellt: 
„Die Sitteidehrc des Duns Seotus in ihren Grundzügen.“ 

Das Thema hat eine Hearbeitung gefunden mit dem 
Motto: Misericordia et veritas obviaverunt .sibi; iustitia et 

pax osculatae sunt. 

Das Ffteil der Fakultät lautet: Der Verfasser hat mit 
grossem Fleisse und nicht ohne Talent und ( Jesehick das zer- 
streute Material zu einer im allgemeinen richtigen Darstellung 
der Sittenlehre des Duns Seotus verwertet. Minder glücklich 
ist er in der kritischen Beurteilung der gefundenen Kesultate. 
Daneben wei.st die. Arbeit unverkennbare Mängel formeller 
Natur auf. Deswegen kann die Fakultät dem Verfa.sser zwar 
nicht den l’reis zu erkennen, spricht ihm idjcr gerne mit 
Hücksieht auf die Sidiwierigkeit der Arbeit ein ötfentliehes 
Lob aus. 

Verfasser ist: .loseph Klein aus Würzburg, .\lumnus 
des bisehötl. Klerikal.seminars. 

Die rechts- und staatswissensehaftliehe Fakultät 
hatte als l’reisaufgabe tlir das Studienjahr 19 ()l’ 0;i als Thema 
„ 1 lie Saehlegitimation“ 

gestellt. Dieses 'l'hema hat zwei Bearbeitungen gefunden. 
Beide sind rechtzeitig eingelaufen. 

Die .\bhandlungen wurden vrui der Fakultät folgender- 
ma.s.sen beurteilt: 

Der Verfasser der .\rbeit mit dem Motto .Veritati“ hat 
zwar das Wesen iler Saehlegitimation klar erkannt und den 
Begrirt' mit anerkennenswertem Scharfsinn entwickelt. .Allein 
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die liram-liliarkcit dos jrowoimoneii Er<rol>inssos hat dor \'or- 
f’assor niclit liinreicliend iiachznwciseii veniioclit. 

Die zweite Arbeit mit dem Motto .In ma^fiiis et volnisse 
sat est- hat den streitiiren IJef^ritl' iiiedit nur klar luitwiekclt, 
sondern aneli in seiner praktisehen Verwertbarkeit erwiesen. 
Sie wird allen .\nfordernngen gerecht, die man bei der grossen 
Schwierigkeit des Themas billigerweise stellen darf. 

Ans diesen I'a'wägnngen hat die Fakultät heschlos.sen : 
dem \ erfasse)’ der ersten Ai’heit eine ölfentliehe .\)ierkennnng 
ausznsju’eehen , ilem Vei’fasscr der zweiten Ai’beit aber den 
l’reis zu erteilen. 

l’i-eisti’äger ist: Keehtsjnaktikant Karl Rosen thal ans 
Niirnbci’g. 

Die öttentliehe .\nerkennnng erhält: eanil. jui’. Fduaiil 
Fori er ans Dahn. 

Die von der inedizinisehen Fakultät ftir das dahr 
11)0:? ge.stellte l’i’eistrage lautete: „Das Wesen ilei’ febrih-n 

.Alhnminnrie .soll i)n allgemeinen ei’örtert und dni’ch eigene 
Fntei’snehnngen gejn’iift wei-ilen-. Ks sind zwei Ai'beiten ein- 
gelanfen. 

Dei- N’ei’fasser der ei’sten ,\rbeit mit dem Motto „.\lle.s 
ist nur l’hei’gang“ hat die Anfgahe vom exjxn’imentelleii 
Standpunkt ans zu lösen vei’sueht. Die eigenen kliniseheu 
rtitei’suelnnigen si))d zu wenig .sy.stematiseh und genau aus- 
gefiihrt, wie dies Verfas.stu’ übrigens selbst einsieht, und wenn 
er b(-tont, dass in der Fi’age auf klinischem M’ege iibeihaupt 
nicht viel zu eri’eiehen sei. so kann diese .Ansicht nicht go- 
hilligt wei’den, weil die klinischen Heobaehtnngen )inter allen 
Fmständen die (Jrundlage der Frage bilden. Tliei’von abge- 
sehen hat aber iler A’ei’fas.ser in dem Rahmen der Beai’hei- 
tiing des 'riiemas, rlen er sieh gesteckt hat, eine sehr gute 
ei’sehöpfenile .\bhandhing geliefert. Namentlich ist hervor- 
zuhehen, dass die ki’itisehen Reflexionen grihidlieh ilurehdaelit 
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sind und seine experimentellen üntcrsuchnngen von einem 
umt'a.ssendeu ini einzelnen gut disponierten l’lane ausgelien 
und in allen Ivonsecpienzen mit grossem Verständnis dureli- 
gertilirt sind. Nehmen wir dazu, dass Verfasser auf Grund 
seiner rntersuehungen ganz neue Gesielitspunkte und eine 
Heihe bis dahin nicht bekannter Tatsaehen gefunden hat, .so 
■steht ilie Fakultät nicht an, die eingereiehte Arbeit als eine 
hervorragend gute zu bezeichnen und ihr den Preis zuzuer- 
kennen. 

Der Name des Vurfa-ssers ist: cand. med. Benno Hal- 
lauer aus 1 )anzig. 

Die zweite eingclaufene Arbeit mit dem Motto ^Durch“^ 
trägt bist aiis.schliesslich dem klinischen Btand|)unkt Ke(dinung. 
Den eigenen Untersuehungen am Krankenbett unil iin Labora- 
torium hat Vcrfas,ser einen längeren Exkurs über den gegen- 
wärtigen Stand der Frage unter ausgiebiger Benützung der 
einsehlägigen Ijiteratur vor.msgeschiekt. Bei den eigenen 
klini.selien Untersiicbungen wurde speziell auf die .\usschei- 
dung der vcrsidiiediaieii Kiweissmoditikationen, dem Nukleo- 
albumin, (ilol)urm und Sermnalbumin in dem Harn tiebern- 
der Kranken Kücksicht genommen und ist durch .seine Be- 
funde ein weiterer Beweis erbracht, dass eine Nicren.sehädi- 
gung durch Bakterien bezw. deren Toxine die wichtigste Ur- 
•sache der febrilen Albuminurie ist. Der Flei.ss, der auf die.se 
rntersuehungen und auf die Zusammenstellung der Literatur 
verwandt ist, .soll rühmend hervorgehoben werden, dagegen 
ist das Ganze nicht svstematiseh genug dtirehgearbeitet, als 
da.ss der Arbeit der Preis zuerkannt werden könnte. Doch 
hat die Fakultät beschlossen, dem Verfasser eine öffentliche. 
Belobung zu erteilen. 

Der Name des Veriäs.sers ist: eand. med. .lohannes 

riiode aus Altona. 

Die Preisaufgaben der p hi losophisc-hen Fakultät pro 
19112 0.’ haben leider eim: Bearbeitung nicht gefunden. — 

O O 
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Für das Jahr 1903 04 weiden als Preisaufgaben gestellt: 

1. von der tlieologisclien Fakultät: 

„Der naturalistische Monismus in seiner neuesten Cie- 
stalt soll dargestellt und auf seine wissenscliaftliclie 
Haltbarkeit geprüft werden.“ 

2. Von der rechts- und staatswissenschaftlichen 
Fakultät : 

„Die reehtlichc Natur der Wandelung.“ 

3. Von der medizinischen Fakultät: 

„Es sollen vergleichende Untersuchungen angestellt 
werden über die molekulare Konzentration des mütter- 
lichen und kindlichen Blutes und des Fruchtwassers 
mit Hilfe der Gefrierpunktshestimmung womöglich in 
verschiedenen Schwangerschaftszeiten.“ 

4. von der philosophischen Fakultät und zwar: 
a) von der philosophisch-historischen Sektion: 

-Die Begründung des Kealismus hei Bradley“. 
h) von der naturwissenschaftlich-mathematischen Sektion : 
„Bau und Konstruktion perzij)ierender Organe an 
den Banken der PHanzen.“ 

Die Frist zur Einreichung der Konkurrenzarhelten hei 
den Dekanaten der hctrettendeii Fakultäten läuft mit dem 
20. Februar 1904 ah. Zur Preisbewerhung sind nur solche 
Kandidaten zugela.ssen, welche während der Bewerbungsfrist 
wenigstens ein Semester an hiesiger Universität als Studierende 
immatrikuliert waren. 
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Mit dem Stit'tim<r.sfuste des Studienjalires 190:.' 03 ver- 
binden sich zwei besondere Siikularerinnernngen. 

I. Vor fiint'hnndert Jaliren erfolgte in Würzburg die 
tM-stmalige UniversitUtsgriindiing durch den Fiirst- 
biseliof Johann v. Egloffstein; die Genehiuigiingsiir- 
kunde des Papstes Honifaz IX. wurde am 10. Dezember HO:! 
vollzogen. 

Wenn die.se Btiftnng auch in kürzester Zeit wieder ein- 
ging, so ist doch in Würzburg die Erinnerung an die Uni- 
versität nicht mehr erloschen; und als der Fürstbischof .lulius 
Echter v. Mcspelbrunn im .Jahre 1582 die Alma Julia 
ins Leben rief, erblicLtc man in diesem \\'crke mehr eine 
Wiederher.stellung als eine Neugrnndung. 

Wenn wir also am Stiftungstage dankerfüllt vor allem 
des unsterblichen .Julius gedenken, so wollen wir doch gerade 
in dic.sem .lahre auch des Vorgängers nicht verges.sen, welcher 
den Gedanken der Universitätsgründung in Würzburg erst- 
malig zur Tat nmsetzte. 

II. Die andere Erinnerung ist politi.scher Art und bat 
/•.um Inhalt die erste Vereinigung Würzburgs mit der Krone 
llaycrn sowie die Reorganisation unserer Universität dureb 
den Kurfürsten späteren König ^laximilian I. 

Die Bäkulari.sation von 1802 (t.J führte zur Eitiverleibung 
Würzburgs in die bayerischen Lande. 

Die Universität V iirzburg iH'grüsste dieses Ereignis durch 
eine Adresse an den Kurfürsten vom ti. Dezemlrer 1802, in 
welcher es hie.ss: ,Bey der so lange bevorgestandenen Re- 
gierungsveränderung unseres Vaterlandes konnte unserer Julius- 
Universität kein beruhigemleres Ereignis begegnen, als 
dass ihr das Glück zu Theil wurde. Euere ( Jiurflirstliche 
Durchlaucht als ihren gnädigsten Landesherrn unterthänig.st 
verehren zu dürfen." 
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Der neue Landesherr antwortete am 16. Dezember 1802: 
„Wir versidiern mit Vergnügen, da.ss diese hohe Schule nicht 
nur in ihrer bislierigen Wesenheit erlialten, sondern auch 
mittelst Einrichtungen, die dermalen schon Unsere Vorsorge 
beschäftigen, zu einem Grad von Flor gebracht werden 
soll, der sie mit jeder Lehranstalt ähnlicher Art 
zu rivalisiren in den Stand setzt.“ 

Die Uhemahmc der L'niversität Wiii-zburg durch llayern 
war seihst eine Art Säkularisation, eine durchgreifende He- 
organisation im Sinne geistiger Freiheit. Die Universität 
verlor ihren spezifi.sch kirchlichen und auch lokalen Charakter ; 
sie wurde eine allgemeine staatliche liildungsansUilt, eine 
l’flege.stätte freier Forschung und Lehre. Durch die ( Irgani- 
sationsakte vom 11. November 180.S wurde die protestantische 
Theologie ziigelassen und mit der katholischen Theologie zu 
einer einheitlichen allerdings in zwei Unterabteilungen ge- 
gliederten „Sektion der für die Bildung des religiösen Volks- 
lehrers erforderlichen Kenntnisse“ vereinigt. Fenier wurde 
eine staatswirtschaftliche Sektion, die moderne Rektorats- und 
Senatsverfa.ssung sowie das Privatdozententum geschaffen. Hierzu 
bemerkt der Geschiehtssehreiher unserer Universität von 
Wegele: „Dass unter diesen Umständen die engherzige terri- 
toriale und konfessionelle Ausschlies.sliehkcit, wie sie bei An- 
stellungen und Berufungen teilwei.se ausschliesslich geheiTscht 
hatte, zu Boden fiel, war eine einfache Folge der bei der 
neuen Organisation vorangestcllten Grundsätze und Tendenzen.“ 

Man kann zugehen, da.ss Montgelas in seinen frei- 
sinnigen Reformbesti-elmngeii teilweise zu weit ging. Insbe- 
sondere hat sich die Rückkehr zur früheren Fakultätsverfassunff 
und zur alten theologischen Studienordmmg alsbald als not- 
wendig erwiesen. 

Aber dankbar erinnern wir uns heute daran, dass die 
bayerische Reorganisation vor 100 Jahren uns die für die 
wi.s.sensehaftliehe Forschung und Lehre unentbehrliche Frei- 
heit brachte. 
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Leider war die Zugehörigkeit WUrzburgs zu Bayeni zu- 
nächst nur von kui-zer Dauer; und die Wllr/burger l’rofessoren, 
welche in der dumpfen Atmosphäre der Grossh. toskanischen 
Organisatiousakte von 1809 zu wirken hatten, haben sich oft 
nach der freien Luft zuriiekgesehnt, welche kurz vorher von 
den bayerischen Bergen nach Frauken herliberwehte. 

Das zeigte sich, als 1814 Würzburg an Bayern zurücktiel. 

Die Univci-sität richtete am 28. Juni 1814 an den König 
Maximilian I. wiederum eine Huldigungsadresse, welche mit 
den Worten begann, die schon in der Adresse von 1802 .so 
charakteristisch hervortreten : 

„Nach der — hinsichtlich des bisherigen Grossberzog- 
thums Wtirzburg ertolgten — Kegierungsverändertnig konnte 
der dahiesigen Universität und den hierländischen Studien- 
sowie den allgemeinen Bildung-sansUdten kein beruhigenderes 
F.reignis begegnen, als dass ihr das Glück zu Theil wurde. 
Euere Königl. Majestät abermals als ihren allergnädigsten 
Landesherrn und allerhuldreichsten Beschützer verehren zu 
dürfen.“ 

Wir freuen uns gleich un.seren Vorgängeni der frischen 
Luft, wenn auch mitunter ein Windstoss den Hut vom Kopfe 
jagt. Eichen gedeihen nicht in der Treibhausluft, sondern 
in der Freiheit. Einen kräftigen Eichwald für das Vaterland 
heranzubilden, ist <las Ideal akademischer Arbeit. 

Die landesherrliche Zusicherung vom 16. Dezember 1802 
i.st dureb die bayerischen Fürsten glänzend erfüllt worden. 

Dankbar erinnern wir uns heute des mächtigen Schutzes, 
der Huld und Gnade der bayeri.schen Landesherm , welche 
der Kgl. Bayerischen Universität Würzburg in ihrer beruf- 
lichen Tätigkeit fortlaufend zu teil wurde. Das ganze 
bayerische Königshaus übt in der Pflege von Kunst und 
Wissenschaft ein traditionelles Vorrecht, alleti voran der er- 
habene Herr.scher, in welchem sich die ^\’eisheit des xMters 
mit der erquickenden Frische eines jugendlichen Herzens ver- 
einigt. 
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Es ist uns ein Bedürfnis bei unserer Stiftungsteier fiir 
(len landeshei'rliehen Scluitz und die tatkräitigc Förderung der 
Wissenscliait an d(iii Stufen des Thrones unseren ehrfurchts- 
vollen Dank nieder/ulegen und den (jcfUhlen untertänigster 
Verehrung und unwandelbarer Treue einen einmütigen Aus- 
druck zu verleihen. 

Stimmen Sie deshalb mit mir ein in den Ruf: 

Der miüdttige Scliutzhcrr unserer Universität, Seine Königl. 
Hoheit I’rinzregcnt Lnitjtold von Bayern und das gesamte König- 
liche Haus: sie leben hoch, hoch, lioch! 
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